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Erster Abschnitt
Wahlorgane

§1

Bundeswabhlleiter

(1) Der Bundeswahlleiter und sein Stellvertreter werden auf unbestimmte Zeit ernannt.
Das Bundesministerium des Innern macht die Namen des Bundeswabhlleiters und seines
Stellvertreters sowie die Anschriften ihrer Dienststellen mit Telekommunikationsan-

schliissen offentlich bekannt.

(2) DerBundeswahlleiter ist zentrale Stelle fiir den Informationsaustausch mit anderen
Mitgliedstaaten der Europdischen Union lber die Wahlteilnahme und die Wahlbewer-
bung von Deutschen in einem anderen Mitgliedstaat der Europdischen Union und von

Unionsbiirgern in Deutschland.

§2

Landeswahlleiter

Der Landeswabhlleiter und sein Stellvertreter werden auf unbestimmte Zeit ernannt. Die
ernennende Stelle teilt die Namen des Landeswabhlleiters und seines Stellvertreters so-
wie die Anschriften ihrer Dienststellen mit Telekommunikationsanschliissen dem Bun-

deswahlleiter mit und macht sie 6ffentlich bekannt.

§3

Kreis- und Stadtwabhlleiter

(1) Die Kreis- und Stadtwahlleiter und deren Stellvertreter werden vor jeder Wahl er-
nannt. Spdtestens hat die Ernennung alsbald nach der Bestimmung des Tages der
Hauptwahl zu erfolgen. Die ernennende Stelle teilt die Namen und die Anschriften ihrer
Dienststellen mit Telekommunikationsanschliissen dem Landeswahlleiter und dem Bun-

deswahlleiter mit und macht sie 6ffentlich bekannt.
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(2) Die Kreis- und Stadtwahlleiter und deren Stellvertreter tiben ihr Amt auch nach der

Hauptwahl, langstens bis zum Ablauf der Wahlperiode, aus.

§4

Bildung der Wahlausschiisse

(1) Der Bundeswahlleiter, die Landeswahlleiter sowie die Kreis- und Stadtwahlleiter
berufen alsbald nach der Bestimmung des Tages der Hauptwahl die Beisitzer der Wahl-
ausschiisse und fiir jeden Beisitzer einen Stellvertreter. Die Beisitzer der Landeswahl-
ausschiisse sowie der Kreis- und Stadtwahlausschiisse sind aus den Wahlberechtigten
des jeweiligen Gebietes zu berufen; sie sollen moglichst am Sitz des Wahlleiters woh-

nen.

(2) Bei der Auswahl der Beisitzer der Wahlausschiisse sollen in der Regel die Wahlvor-
schlagsberechtigten in der Reihenfolge der bei der letzten Wahl zum Europadischen Par-
lament in dem jeweiligen Gebiet errungenen Stimmenzahlen angemessen beriicksichtigt

und die von ihnen rechtzeitig vorgeschlagenen Wahlberechtigten berufen werden.

(3) Der Bundeswahlleiter beruft zwei Richter des Bundesverwaltungsgerichts, die Lan-
deswahlleiter berufen je zwei Richter des Oberverwaltungsgerichts des Landes und je-
weils einen Stellvertreter. Die Berufung erfolgt auf Vorschlag des Gerichtsprdasidenten.
Die Vorschriften tiber die Beisitzer der Wahlausschiisse in § 11 Absatz 1 des Bundes-

wahlgesetzes sowie in den §§ 5 und 10 dieser Verordnung gelten entsprechend.

(4) Die Wahlausschiisse bestehen auch nach der Hauptwahl, ldngstens bis zum Ablauf
der Wahlperiode, fort.

§5

Tatigkeit der Wahlausschiisse

(1) Die Wahlausschiisse sind ohne Riicksicht auf die Zahl der erschienenen Beisitzer

beschlussfahig.

(2) Der Vorsitzende bestimmt Ort und Zeit der Sitzungen. Er ldadt die Beisitzer zu den

Sitzungen und weist dabei darauf hin, dass der Ausschuss ohne Riicksicht auf die Zahl
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der erschienenen Beisitzer beschlussfahig ist. Die Beisitzer sollen Gelegenheit erhalten,

die zu beratenden Unterlagen vor der Sitzung zur Kenntnis zu nehmen.
(3) Zeit, Ort und Gegenstand der Verhandlungen sind 6ffentlich bekannt zu machen.

(4) DerVorsitzende bestellt einen Schriftfiihrer; dieser ist nur stimmberechtigt, wenn er

zugleich Beisitzer ist.

(5) Der Vorsitzende weist die Beisitzer und den Schriftfiihrer auf ihre Verpflichtung zur
unparteiischen Wahrnehmung ihres Amtes und zur Verschwiegenheit {iber die ihnen bei

ihrer amtlichen Tatigkeit bekannt gewordenen Angelegenheiten hin.

(6) Der Vorsitzende ist befugt, Personen, die die Ruhe und Ordnung stéren, aus dem

Sitzungsraum zu verweisen.

(7) Uber jede Sitzung ist vom Schriftfiihrer eine Niederschrift zu fertigen; sie ist vom

Vorsitzenden, von den Beisitzern und vom Schriftfiihrer zu unterzeichnen.

§6

Wahlvorsteher und Wahlvorstand

(1) Vorjeder Wahl sind, nach Moglichkeit aus den Wahlberechtigten der Gemeinde, fiir
jeden Wahlbezirk ein Wahlvorsteher und sein Stellvertreter, im Falle des § 39 Abs. 2

mehrere Wahlvorsteher und Stellvertreter zu ernennen.

(2) Die Beisitzer des Wahlvorstandes sollen moglichst aus den Wahlberechtigten der
Gemeinde, nach Moglichkeit aus den Wahlberechtigten des Wahlbezirks berufen wer-

den. Der Stellvertreter des Wahlvorstehers ist zugleich Beisitzer des Wahlvorstandes.

(3) Der Wahlvorsteher und sein Stellvertreter werden von der Gemeindebehdrde vor
Beginn der Wahlhandlung auf ihre Verpflichtung zur unparteiischen Wahrnehmung ihres
Amtes und zur Verschwiegenheit liber die ihnen bei ihrer amtlichen Tatigkeit bekannt
gewordenen Angelegenheiten hingewiesen. Die Mitglieder des Wahlvorstandes diirfen
wahrend ihrer Tatigkeit kein auf eine politische Uberzeugung hinweisendes Zeichen

sichtbar tragen.
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(4) Der Wahlvorsteher bestellt aus den Beisitzern den Schriftfiihrer und dessen Stell-
vertreter. Ist nach § 5 Absatz 3 Satz 1 des Europawahlgesetzes angeordnet, dass die Bei-
sitzer des Wahlvorstandes von der Gemeindebehdrde berufen werden, so kann diese

auch den Schriftfiihrer und dessen Stellvertreter bestellen.

(5) Die Gemeindebehorde hat die Mitglieder des Wahlvorstandes vor der Wahl so tber
ihre Aufgaben zu unterrichten, dass ein ordnungsmafiiger Ablauf der Wahlhandlung so-

wie der Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses gesichert ist.

(6) Der Wahlvorstand wird von der Gemeindebehdrde oder in ihrem Auftrag vom Wahl-
vorsteher einberufen. Er tritt am Wahltage rechtzeitig vor Beginn der Wahlzeit im Wahl-

raum zusammen.

(7) Der Wahlvorstand sorgt fiir die ordnungsmaéfige Durchfiihrung der Wahl. Der Wahl-

vorsteher leitet die Tatigkeit des Wahlvorstandes.

(8) Wahrend der Wahlhandlung miissen immer der Wahlvorsteher und der Schriftfiihrer
oder ihre Stellvertreter sowie mindestens ein Beisitzer anwesend sein. Bei der Ermittlung
und Feststellung des Wahlergebnisses sollen alle Mitglieder des Wahlvorstandes anwe-

send sein.

(9) DerWahlvorstand ist beschlussfahig, wenn der Wahlvorsteher und der Schriftfiihrer
oder ihre Stellvertreter sowie wahrend der Wahlhandlung mindestens ein Beisitzer, bei
der Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses mindestens drei Beisitzer
anwesend sind. Fehlende Beisitzer sind vom Wahlvorsteher durch Wahlberechtigte zu
ersetzen, wenn es mit Ricksicht auf die Beschlussfahigkeit des Wahlvorstandes
erforderlich ist. Sie sind vom Wahlvorsteher entsprechend Absatz3 auf ihre
Verpflichtung zur unparteiischen Wahrnehmung ihres Amtes und zur Verschwiegenheit
tiber die ihnen bei ihrer amtlichen Tatigkeit bekannt gewordenen Angelegenheiten

hinzuweisen.

(10) Bei Bedarf stellt die Gemeindebehorde dem Wahlvorstand die erforderlichen Hilfs-

krafte zur Verfligung.
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§7

Briefwahlvorsteher und Briefwahlvorstand

Fiir die Briefwahlvorsteher und Briefwahlvorstande gilt § 6 entsprechend mit folgenden

Mafigaben:

1.

Bei der Bildung mehrerer Briefwahlvorstande nach § 5 Abs. 1 des Europawahlge-
setzes fiir einen Kreis und fiir eine kreisfreie Stadt sowie bei der Bildung von Brief-
wahlvorstanden nach § 5 Abs. 2 des Europawahlgesetzes fiir einzelne oder mehrere
Gemeinden eines Kreises darf die Zahl der auf einen Briefwahlvorstand entfallen-
den Wahlbriefe nicht so gering sein, dass erkennbar wird, wie einzelne Wahlbe-
rechtigte gewadhlt haben; auf einen Briefwahlvorstand sollen mindestens
50 Wabhlbriefe entfallen.

Wie viel Briefwahlvorstande im Falle einer Anordnung nach § 5 Abs. 2 des Europa-
wahlgesetzes zu bilden sind, um das Ergebnis der Briefwahl noch am Wahltage
feststellen zu konnen, entscheidet die Landesregierung oder die von ihr bestimmte
Stelle.

Wird im Rahmen einer Anordnung nach § 5 Abs. 2 des Europawahlgesetzes fiir
mehrere Gemeinden ein Briefwahlvorstand gebildet, ist eine dieser Gemeinden mit
der Durchfiihrung der Briefwahl zu betrauen.

Die Mitglieder des Briefwahlvorstandes sind nach Mdéglichkeit aus Wahlberechtig-
ten zu berufen, die in dem Kreis oder der kreisfreien Stadt wahlberechtigt sind und
am Sitz des Kreis- oder Stadtwahlleiters wohnen, bei Bildung von Briefwahlvor-
standen fiir einzelne oder fiir mehrere Gemeinden eines Kreises nach Moglichkeit
aus den Wahlberechtigten, die in den jeweiligen Gemeinden wohnen.

Der Kreis- oder Stadtwahlleiter macht Ort und Zeit des Zusammentritts des Brief-
wahlvorstandes 6ffentlich bekannt, weist den Briefwahlvorsteher und seinen Stell-
vertreter auf ihre Verpflichtung zur unparteiischen Wahrnehmung ihrer Aufgaben
und zur Verschwiegenheit tiber die ihnen bei ihrer amtlichen Tatigkeit bekannt ge-
wordenen Angelegenheiten hin, unterrichtet den Briefwahlvorstand iiber seine Auf-
gaben und beruft ihn ein; Entsprechendes gilt bei der Einsetzung mehrerer Brief-
wahlvorstdnde fiir einen Kreis und fiir eine kreisfreie Stadt. Werden Briefwahlvor-
stande fiir einzelne oder mehrere Gemeinden eines Kreises gebildet, nimmt die je-

weilige oder die nach Nummer 3 betraute Gemeinde diese Aufgaben wahr.
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Der Briefwahlvorstand ist beschlussfahig, wenn der Wahlvorsteher und der Schrift-
fliihrer oder ihre Stellvertreter sowie bei der Zulassung oder Zuriickweisung der
Wahlbriefe nach § 68 Absatz 1 und 2 mindestens ein Beisitzer, bei der Ermittlung
und Feststellung des Briefwahlergebnisses nach § 68 Absatz 3 mindestens drei

Beisitzer anwesend sind.

§8

Beweglicher Wahlvorstand

Fiir die Stimmabgabe in kleineren Krankenhdusern, kleineren Alten- oder Pflegeheimen,

Klostern, sozialtherapeutischen Anstalten und Justizvollzugsanstalten sollen bei ent-

sprechendem Bediirfnis und soweit moglich bewegliche Wahlvorstande gebildet werden.

Der bewegliche Wahlvorstand besteht aus dem Wahlvorsteher des zustandigen Wahlbe-

zirks oder seinem Stellvertreter und zwei Beisitzern des Wahlvorstandes. Die Gemeinde-

behorde kann jedoch auch den beweglichen Wahlvorstand eines anderen Wahlbezirks

der Gemeinde mit der Entgegennahme der Stimmzettel beauftragen.

§9

Ehrendamter

Die Ubernahme eines Wahlehrenamtes kénnen ablehnen

1.

Mitglieder der Bundesregierung oder einer Landesregierung sowie einer mit diesen
vergleichbaren Regierung eines der librigen Mitgliedstaaten der Europdischen Uni-
on,

Mitglieder des Europdischen Parlaments, des Deutschen Bundestages oder eines
Landtages sowie eines Parlaments in den (ibrigen Mitgliedstaaten der Europdi-
schen Union, das dem Deutschen Bundestag oder einem Landtag vergleichbar ist,
Wahlberechtigte, die am Wahltage das 65. Lebensjahr vollendet haben,
Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass ihnen die Fiirsorge fiir ihre Familie die
Ausiibung des Amtes in besonderer Weise erschwert,

Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass sie aus dringenden beruflichen
Griinden oder durch Krankheit oder Behinderung oder aus einem sonstigen wichti-

gen Grunde gehindert sind, das Amt ordnungsmafig auszuiiben.
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§10

Auslagenersatz fiir Inhaber von Wahlamtern, Erfrischungsgeld

(1) Wahlleiter, Beisitzer der Wahlausschiisse und Mitglieder der Wahlvorstdande erhal-
ten, wenn sie auBerhalb ihres Wahlbezirks tdtig werden, Ersatz ihrer notwendigen Fahr-
kosten in entsprechender Anwendung der §§ 4 und 5 Abs. 1 des Bundesreisekostenge-
setzes; wenn sie auf3erhalb ihres Wohnortes tdtig werden, erhalten sie aufierdem Tage-

und Ubernachtungsgelder nach dem Bundesreisekostengesetz.

(2) Ein Erfrischungsgeld von je 21 Euro, das auf ein Tagegeld nach Absatz 1 anzurech-
nen ist, kann gewahrt werden den Mitgliedern der Wahlausschiisse fiir die Teilnahme an
einer nach § 5 einberufenen Sitzung und den Mitgliedern der Wahlvorstdande fiir den
Wabhltag.

§11
Geldbufen

Geldbufien nach § 4 des Europawahlgesetzes in Verbindung mit § 49a Abs. 1 Nr. 1 des
Bundeswahlgesetzes flieen in die Kasse der Gemeinde, in der der Betroffene in das
Wadhlerverzeichnis einzutragen ist, GeldbufRen nach § 4 des Europawahlgesetzes in Ver-

bindung mit § 49a Abs. 1 Nr. 2 des Bundeswahlgesetzes in die Kasse des Bundes.

Zweiter Abschnitt
Vorbereitung der Wahl

Erster Unterabschnitt
Wahlbezirke

§12
Allgemeine Wahlbezirke

(1) Gemeinden mit nicht mehr als 2.500 Einwohnern bilden in der Regel einen Wahlbe-
zirk. Groflere Gemeinden werden in mehrere Wahlbezirke eingeteilt. Die Gemeindebe-

horde bestimmt, welche Wahlbezirke zu bilden sind.
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(2) Die Wahlbezirke sollen nach den ortlichen Verhéltnissen so abgegrenzt werden,
dass allen Wahlberechtigten die Teilnahme an der Wahl mdglichst erleichtert wird. Kein
Wahlbezirk soll mehr als 2.500 Einwohner umfassen. Die Zahl der Wahlberechtigten ei-
nes Wahlbezirks darf nicht so gering sein, dass erkennbar wird, wie einzelne Wahlbe-

rechtigte gewdhlt haben.

(3) Die Wahlberechtigten in Gemeinschaftsunterkiinften wie Lagern, Unterkiinften der
Bundeswehr, der Bundespolizei oder der Polizei sollen nach festen Abgrenzungsmerk-
malen auf mehrere Wahlbezirke verteilt werden. Entsprechendes gilt fiir Wahlberechtigte
nach § 6 Abs. 1 und 2 des Europawahlgesetzes, wenn sie nach § 16 Abs. 2 Nr. 4 in das

Wahlerverzeichnis des Bezirksamtes Mitte von Berlin einzutragen sind.

(4) Der Kreiswahlleiter kann kleine Gemeinden und Teile von Gemeinden des gleichen
Verwaltungsbezirks zu einem Wahlbezirk vereinigen. Dabei bestimmt er, welche Ge-
meinde die Wahl durchfiihrt.

§13

Sonderwahlbezirke

(1) Fur Krankenhduser, Altenheime, Altenwohnheime, Pflegeheime, Erholungsheime
und gleichartige Einrichtungen mit einer gréeren Anzahl von Wahlberechtigten, die kei-
nen Wahlraum auflerhalb der Einrichtung aufsuchen kénnen, soll die Gemeindebehorde
bei entsprechendem Bediirfnis Sonderwahlbezirke zur Stimmabgabe fiir Wahlscheinin-
haber bilden.

(2) Mehrere Einrichtungen kénnen zu einem Sonderwahlbezirk zusammengefasst wer-

den.

(3) Wird ein Sonderwahlbezirk nicht gebildet, gilt § 8 entsprechend.

17



EuwO

Zweiter Unterabschnitt

Waidhlerverzeichnis

§14

Fiihrung des Wahlerverzeichnisses

(1) Die Gemeindebehdrde legt vor jeder Wahl fiir jeden allgemeinen Wahlbezirk (§ 12)
ein Verzeichnis der Wahlberechtigten nach Familiennamen und Vornamen, Geburtsda-
tum und Wohnung an. Das Wahlerverzeichnis kann auch im automatisierten Verfahren

gefiihrt werden.

(2) Das Wahlerverzeichnis wird unter fortlaufender Nummer in der Buchstabenfolge der
Familiennamen, bei gleichen Familiennamen der Vornamen angelegt. Es kann auch nach
Ortsteilen, Strafen und Hausnummern gegliedert werden. Es enthalt je eine Spalte fiir

Vermerke liber die Stimmabgabe und fiir Bemerkungen.

(3) Die Gemeindebehorde sorgt dafiir, dass die Unterlagen fiir die Wahlerverzeichnisse
jederzeit so vollstandig vorhanden sind, dass diese vor Wahlen rechtzeitig angelegt wer-

den konnen.

(4) Besteht ein Wahlbezirk aus mehreren Gemeinden oder Teilen mehrerer Gemeinden,

so legt jede Gemeindebehodrde das Wahlerverzeichnis fiir ihren Teil des Wahlbezirks an.

§15

Eintragung der wahlberechtigten Deutschen in das Wahlerverzeichnis

(1) Von Amts wegen sind in das Wahlerverzeichnis alle Wahlberechtigten einzutragen,

die am 35. Tage vor der Wahl (Stichtag) bei der Meldebehorde gemeldet sind

1. fiireine Wohnung, bei mehreren Wohnungen fiir ihre Hauptwohnung,

2. auf Grund eines Anstellungs-, Heuer- oder Ausbildungsverhdltnisses als Kapitdan
oder Besatzungsmitglied fiir ein Seeschiff, das nach dem Flaggenrechtsgesetz (in
der Fassung der Bekanntmachung vom 4. Juli 1990, BGBI. | S. 1342) in der jeweils
geltenden Fassung die Bundesflagge zu fiihren berechtigt ist (§ 4 des Europawahl-

gesetzes in Verbindung mit § 12 Abs. 4 Nr. 1 des Bundeswahlgesetzes),
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3.  fiir ein Binnenschiff, das in einem Schiffsregister in der Bundesrepublik Deutsch-
land eingetragen ist (§ 4 des Europawahlgesetzes in Verbindung mit § 12 Abs. 4
Nr. 2 des Bundeswahlgesetzes),

4.  fiir eine Justizvollzugsanstalt oder die entsprechende Einrichtung (§ 4 des Europa-

wahlgesetzes in Verbindung mit § 12 Abs. 4 Nr. 3 des Bundeswahlgesetzes).

(2) AufAntrag sind in das Wahlerverzeichnis einzutragen Wahlberechtigte
1. nach § 6 Abs. 1 des Europawahlgesetzes,

a) (weggefallen)

b) die ohne eine Wohnung innezuhaben sich im Wahlgebiet sonst gewdhnlich
aufhalten,

c¢) die in einem der {ibrigen Mitgliedstaaten der Europdischen Union eine Woh-
nung innehaben oder sich sonst gewdhnlich aufhalten,

d) die sich in einer Justizvollzugsanstalt oder entsprechenden Einrichtung befin-
den und nicht nach Absatz 1 Nr. 4 von Amts wegen in das Wahlerverzeichnis
einzutragen sind,

2.  nach § 6 Abs. 2 des Europawahlgesetzes in Verbindung mit § 12 Abs. 2 Satz 1 des

Bundeswahlgesetzes, die nicht nach Absatz 1 Nr. 1 von Amts wegen in das Wahler-

verzeichnis einzutragen sind.

(3) Verlegt ein Wahlberechtigter, der nach Absatz 1 in das Wahlerverzeichnis eingetra-
gen ist, seine Wohnung und meldet er sich vor Beginn der Einsichtsfrist fiir das Wahler-
verzeichnis (§ 4 des Europawahlgesetzes in Verbindung mit § 17 Abs. 1 Satz 2 des Bun-
deswahlgesetzes) bei der Meldebehdrde des Zuzugsortes an, so wird er in das Wahler-
verzeichnis der Gemeinde des Zuzugsortes nur auf Antrag eingetragen. Ein nach Absatz 1
in das Wahlerverzeichnis eingetragener Wahlberechtigter, der sich innerhalb derselben
Gemeinde fiir eine Wohnung anmeldet, bleibt in dem Wahlerverzeichnis des Wahlbezirks
eingetragen, fiir den er am Stichtag gemeldet war. Der Wahlberechtigte ist bei der An-
meldung {iber die Regelung in den Satzen 1 und 2 zu belehren. Erfolgt die Eintragung auf
Antrag, benachrichtigt die Gemeindebehorde des Zuzugsortes hiervon unverziiglich die
Gemeindebehorde des Fortzugsortes, die den Wahlberechtigten in ihrem Wahlerver-
zeichnis streicht. Wenn im Falle des Satzes 1 bei der Gemeindebehdrde des Fortzugsor-
tes eine Mitteilung liber den Ausschluss vom Wahlrecht vorliegt oder nachtraglich ein-

geht, benachrichtigt sie hiervon unverziiglich die Gemeindebehdrde des Zuzugsortes, die
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den Wahlberechtigten in ihrem Wahlerverzeichnis streicht; der Betroffene ist von der

Streichung zu unterrichten.

(4) Fur Wahlberechtigte, die am Stichtag nicht fiir eine Wohnung gemeldet sind und
sich vor dem Beginn der Einsichtsfrist fiir das Wahlerverzeichnis bei der Meldebehérde

flir eine Wohnung anmelden, gilt Absatz 3 Satz 1 und 3 entsprechend.

(5) Bezieht ein Wahlberechtigter, der nach Absatz 1 in das Wahlerverzeichnis eingetra-
gen ist, in einer anderen Gemeinde eine weitere Wohnung, die seine Hauptwohnung
wird, oder verlegt er seine Hauptwohnung in eine andere Gemeinde, so gilt, wenn er sich
vor dem Beginn der Einsichtsfrist fiir das Wahlerverzeichnis bei der Meldebehdrde an-

meldet, Absatz 3 entsprechend.

(6) Welche von mehreren Wohnungen eines Wahlberechtigten seine Hauptwohnung

ist, bestimmt sich nach den Vorschriften des Melderechts.

(7) Bevor eine Person in das Wahlerverzeichnis eingetragen wird, ist zu priifen, ob sie
die Wahlrechtsvoraussetzungen des § 6 Abs. 1 des Europawahlgesetzes oder des § 6
Abs. 2 des Europawahlgesetzes in Verbindung mit § 12 Abs. 2 des Bundeswahlgesetzes
erfiillt oder ob sie vom Wahlrecht nach § 6a Abs. 1 des Europawahlgesetzes ausge-
schlossen ist. Die Definition der Wohnung und die Berechnung der Fristen bestimmen
sich nach § 4 des Europawahlgesetzes in Verbindung mit § 12 Abs. 3 bis 5 des Bundes-
wahlgesetzes. Erfolgt die Eintragung in das Wahlerverzeichnis nur auf Antrag, ist auBer-

dem zu priifen, ob ein frist- und formgerechter Antrag gestellt ist.

(8) Gibt eine Gemeindebeht6rde einem Eintragungsantrag nicht statt oder streicht sie
eine in das Wahlerverzeichnis eingetragene Person, hat sie den Betroffenen unverziiglich
zu unterrichten. Gegen die Entscheidung kann der Betroffene Einspruch einlegen; er ist
auf diese Moglichkeit hinzuweisen. § 21 Abs. 2, 4 und 5 gilt entsprechend. Die Frist fiir
die Zustellung der Entscheidung (§ 21 Abs. 4 Satz 1) und fiir die Beschwerdeentschei-
dung (§ 21 Abs. 5 Satz 4) gilt nur, wenn der Einspruch vor dem zwolften Tage vor der

Wahl eingelegt worden ist.

(9) Die Gemeindebehorde hat spadtestens am Stichtag den Leiter der sich in ihrem Ge-
meindebezirk befindenden Justizvollzugsanstalt oder der entsprechenden Einrichtung

auf Absatz 2 Nr. 1 Buchstabe d und die Notwendigkeit der Unterrichtung der betroffenen
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Personen hinzuweisen, wenn nach dem Landesmelderecht eine Meldepflicht fiir die sich

in den Einrichtungen aufhaltenden Personen nicht besteht.

D

@)

§16
Zustdndigkeiten fiir die Eintragung von wahlberechtigten Deutschen

in das Wahlerverzeichnis

Zustdndig fiir die Eintragung in das Wahlerverzeichnis ist in den Féllen des

§ 15 Abs. 1 Nr. 1 die fiir die Wohnung zustandige Gemeinde, bei mehreren Woh-
nungen die fiir die Hauptwohnung zustandige Gemeinde,

§ 15 Abs. 1 Nr. 2 die fiir den Sitz des Reeders zustandige Gemeinde,

§ 15 Abs. 1 Nr. 3 die fiir den Heimatort des Binnenschiffes zustdandige Gemeinde,

§ 15 Abs. 1 Nr. 4 die fiir die Justizvollzugsanstalt oder die entsprechende Einrich-

tung zustandige Gemeinde.

Zustandig fiir die Eintragung in das Wahlerverzeichnis ist in den Fallen des
(weggefallen)

§ 15 Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe b die Gemeinde, in der der Wahlberechtigte

seinen Antrag stellt,

(weggefallen)

§ 15 Abs.2 Nr.1 Buchstabe c und Nr.2 die Gemeinde in der Bundesrepublik
Deutschland, in der der Wahlberechtigte nach seiner Erklarung vor seinem Fortzug
aus dem Wahlgebiet zuletzt gemeldet war; sofern der Wahlberechtigte noch nie fiir
eine Wohnung im Wahlgebiet gemeldet war, ist das Bezirksamt Mitte von Berlin zu-
standig. Satz 1 erster Halbsatz gilt auch fiir Seeleute, die seit dem Fortzug aus dem
Wahlgebiet auf Schiffen unter fremder Flagge fahren, sowie fiir Binnenschiffer, de-
ren Schiff nicht in einem Schiffsregister in der Bundesrepublik Deutschland einge-
tragen ist, und fiir die Angehorigen ihres Hausstandes. Fiir Seeleute, die von einem
Seeschiff, das die Bundesflagge zu fiihren berechtigt war, abgemustert haben und
im Anschluss daran auf einem Seeschiff unter fremder Flagge fahren, ist die Ge-
meinde am Sitz des ehemaligen Reeders zustandig. Fiir Binnenschiffer, die zuletzt
auf einem in der Bundesrepublik Deutschland im Schiffsregister eingetragenen
Binnenschiff gefahren sind und im Anschluss daran auf einem Binnenschiff, das

nicht im Schiffsregister in der Bundesrepublik Deutschland eingetragen ist, oder
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auf einem Seeschiff unter fremder Flagge fahren, ist die Gemeinde nach Absatz 1
Nr. 3 zustdndig,
5. §15 Abs. 2 Nr.1 Buchstabe d die fiir die Justizvollzugsanstalt oder die entspre-

chende Einrichtung zustandige Gemeinde.

(3) Zustandig fiir die Eintragung in das Wahlerverzeichnis ist in den Fallen des

1. §15 Abs. 3 die Gemeinde des Zuzugsortes,

2. §15Abs. 4 die Gemeinde, in der sich der Wahlberechtigte fiir eine Wohnung, bei
mehreren Wohnungen fiir die Hauptwohnung, gemeldet hat,

3. §15Abs. 5 die Gemeinde der neuen Hauptwohnung.

§17
Verfahren fiir die Eintragung von wahlberechtigten Deutschen

in das Wahlerverzeichnis auf Antrag

(1) Der Antrag auf Eintragung in das Wahlerverzeichnis ist schriftlich bis spatestens
zum 21. Tage vor der Wahl bei der zustandigen Gemeindebehorde zu stellen. Er muss
den Familiennamen, die Vornamen, das Geburtsdatum, und die genaue Anschrift des
Wahlberechtigten enthalten. Sammelantrdge sind, abgesehen von den Fillen des Ab-
satzes 5, zuldssig; sie miissen von allen aufgefiihrten Wahlberechtigten personlich und
handschriftlich unterzeichnet sein. Ein behinderter Wahlberechtigter kann sich hierbei

der Hilfe einer anderen Person bedienen; § 50 gilt entsprechend.

(2) (weggefallen)

(3) Im Fall des § 15 Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe b sind Wahlberechtigte bis zum Wahltage
im Wahlerverzeichnis der Gemeinde zu fiihren, die nach § 16 Abs. 2 Nr. 2 zustandig ist,
auch wenn nach der Antragstellung eine Neuanmeldung bei einer anderen Meldebehor-

de des Wahlgebietes erfolgt. Sie sind bei der Anmeldung entsprechend zu unterrichten.

(4) (weggefallen)

(5) In den Féllen des § 15 Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe ¢ und Nr. 2 hat der Wahlberechtigte
in seinem Antrag auf Eintragung in das Wahlerverzeichnis nach Anlage 2 der Gemeinde-
behorde gegeniiber durch Abgabe einer Versicherung an Eides statt den Nachweis fiir

seine Wahlberechtigung zu erbringen und zu erkldren, dass er in keinem anderen Mit-
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gliedstaat der Europdischen Union an der Wahl teilnimmt und in keiner anderen Gemein-
de im Wahlgebiet einen Antrag auf Eintragung in das Wahlerverzeichnis gestellt hat. Vor-
drucke und Merkblatter fiir die Antragstellung konnen bei den diplomatischen und be-
rufskonsularischen Vertretungen der Bundesrepublik Deutschland im Ausland, beim
Bundeswahlleiter sowie bei den Kreis- und Stadtwahlleitern angefordert werden. Beste-
hen Zweifel an Angaben des Antragstellers, hat die Gemeindebehdrde den Sachverhalt
unverziiglich aufzuklaren. Der Bundeswahlleiter ist von der Eintragung in das Wahlerver-
zeichnis unverziiglich durch Ubersendung der Zweitausfertigung des Antrages nach An-
lage 2 zu unterrichten. Erhdlt der Bundeswahlleiter Mitteilungen verschiedener Gemein-
debehorden iliber die Eintragung desselben Antragstellers in das Wahlerverzeichnis, so
hat er diejenige Gemeindebehorde, deren Unterrichtung liber die Eintragung in das Wah-
lerverzeichnis nach der ersten Mitteilung eingeht, unverziiglich von der Eintragung des
Wahlberechtigten in das Wahlerverzeichnis der zuerst mitteilenden Gemeinde zu be-
nachrichtigen. Die vom Bundeswahlleiter benachrichtigte Gemeindebehdrde hat den

Wahlberechtigten im Wahlerverzeichnis zu streichen und ihn davon zu unterrichten.

(5a) Erhalt der Bundeswahlleiter Mitteilungen anderer Mitgliedstaaten der Europdischen
Union iiber die Eintragung eines Deutschen in ein dortiges Wahlerverzeichnis, so hat er
die Gemeinde, in der der Wahlberechtigte nach seiner Erklarung vor seinem Fortzug zu-
letzt eine Wohnung innehatte oder sich sonst gewdhnlich aufgehalten hat, unverziiglich
hiervon zu unterrichten. Die Gemeindebehorde hat einen Antrag des betreffenden Deut-
schen auf Eintragung in das Wahlerverzeichnis abzulehnen oder ihn aus dem Wahlerver-
zeichnis zu streichen und ihn davon zu unterrichten. Der Bundeswahlleiter vergleicht die
nach Satz 1 bei ihm eingehenden Mitteilungen mit den nach Absatz 5 Satz 4 iibersand-
ten Zweitausfertigungen sowie den Unterrichtungen nach Absatz 6 Satz 3 und weist die
Gemeindebehdrde, in deren Wahlerverzeichnis der Wahlberechtigte eingetragen ist, auf
die Mitteilungen anderer Mitgliedstaaten der Europdischen Union hin; die Gemeindebe-

horde hat entsprechend Satz 2 zu verfahren.

(5b) Erhélt der Bundeswabhlleiter Anfragen anderer Mitgliedstaaten der Europdischen
Union mit der Bitte, die Angaben eines Deutschen in seiner formlichen Erklarung bei Stel-
lung des Antrages auf Eintragung in das dortige Wahlerverzeichnis zu tiberpriifen, so hat
er diese unverziiglich an die Gemeinde weiterzuleiten, in der der Wahlberechtigte nach

seiner Erklarung vor seinem Fortzug zuletzt eine Wohnung innehatte oder sich sonst ge-
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wohnlich aufgehalten hat. Sofern der Wahlberechtigte im Wahlgebiet noch nie eine
Wohnung innehatte oder sich sonst gewohnlich aufgehalten hat, hat der Bundeswabhllei-
ter die Anfragen an das Bezirksamt Mitte von Berlin weiterzuleiten. Die Gemeindebehor-
de hat die Angaben unverziiglich zu tiberpriifen und das Ergebnis dem Bundeswabhlleiter

mitzuteilen, der dieses an die anfragende Stelle des anderen Mitgliedstaates weiterleitet.

(6) Zieht ein nach § 6 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b des Europawahlgesetzes Wahlberech-
tigter erstmals in das Wahlgebiet oder kehrt ein nach § 6 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b oder
nach § 6 Abs. 2 des Europawahlgesetzes in Verbindung mit § 12 Abs. 2 Satz 1 des Bun-
deswahlgesetzes Wahlberechtigter in das Wahlgebiet zuriick und meldet er sich dort
nach dem Stichtag, aber vor Beginn der Einsichtsfrist fiir das Wahlerverzeichnis fiir eine
Wohnung an, so wird er nur auf Antrag und nur dann in das Wahlerverzeichnis der Ge-
meinde des Zuzugsortes eingetragen, wenn er noch keinen Antrag nach Absatz 5 oder in
einem anderen Mitgliedstaat der Europdischen Union gestellt und dies der Gemeindebe-
horde versichert hat. Der Wahlberechtigte ist bei der Anmeldung dariiber zu belehren. Die
Gemeindebehodrde hat den Bundeswabhlleiter unverziiglich von der Eintragung eines sol-
chen Wahlberechtigten in das Wahlerverzeichnis zu unterrichten. Absatz 5 Satz 5 und 6

gilt entsprechend.

§17a
Eintragung der wahlberechtigten Unionsbiirger,

Zustandigkeiten und Verfahren fiir die Eintragung in das Wahlerverzeichnis

(1) Nach § 6 Abs. 3 des Europawahlgesetzes wahlberechtigte Unionsbiirger sind auf
Antrag in das Wahlerverzeichnis einzutragen, sofern sie nicht nach § 17b von Amts we-

gen eingetragen werden.

(2) Der Antrag auf Eintragung in das Wahlerverzeichnis nach Anlage 2A ist schriftlich
bis spdtestens zum 21. Tage vor der Wahl bei der zustdndigen Gemeindebehdrde zu stel-
len. Er muss den Familiennamen, die Vornamen, das Geburtsdatum und den Geburtsort
enthalten und personlich und handschriftlich unterzeichnet sein. Ein behinderter Wahl-
berechtigter kann sich hierbei der Hilfe einer anderen Person bedienen; § 50 gilt ent-

sprechend.
(3) Zusténdig fiir die Eintragung in das Wahlerverzeichnis ist
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die fiir die Wohnung, bei mehreren Wohnungen die fiir die Hauptwohnung zustan-
dige Gemeinde,

in den Fallen des Bestehens eines Anstellungs-, Heuer- oder Ausbildungsvertrages
als Kapitan oder Besatzungsmitglied fiir ein Seeschiff, das nach dem Flaggen-
rechtsgesetz (in der Fassung der Bekanntmachung vom 4.)Juli 1990, BGBI. |
S.1342) in der jeweils geltenden Fassung die Bundesflagge zu fiihren berechtigt ist
(§ 4 des Europawahlgesetzes in Verbindung mit § 12 Abs. 4 Nr. 1 des Bundeswahl-
gesetzes), die fiir den Sitz des Reeders zustdandige Gemeinde,

fiir Binnenschiffer eines in einem Schiffsregister in der Bundesrepublik Deutsch-
land eingetragenen Schiffes sowie fiir die Angehorigen ihres Hausstandes die fiir
den Heimatort des Binnenschiffs zustandige Gemeinde,

flir im Vollzug gerichtlich angeordneter Freiheitsentziehung befindliche Personen
sowie fiir andere Untergebrachte die fiir die Justizvollzugsanstalt oder die entspre-
chende Einrichtung zustandige Gemeinde,

im Fall des sonstigen gewdhnlichen Aufenthalts die Gemeinde, in der der Unions-

biirger seinen Antrag stellt.

Der Unionsbiirger hat in seinem Antrag auf Eintragung in das Wahlerverzeichnis der

Gemeindebehdrde gegeniiber durch Abgabe einer Versicherung an Eides statt den

Nachweis fiir seine Wahlberechtigung zu erbringen. Gegenstand der Versicherung an

Eides statt ist eine Erklarung

1.
2.
3.

iber seine Staatsangehorigkeit,

tiber seine Anschriften in der Bundesrepublik Deutschland,

iber die Gebietskorperschaft oder den Wahlkreis des Herkunfts-Mitgliedstaates, in
dessen Wahlerverzeichnis er gegebenenfalls zuletzt eingetragen war,

dass er sein aktives Wahlrecht nur in der Bundesrepublik Deutschland ausiiben
wird,

dass er im Herkunfts-Mitgliedstaat nicht vom aktiven Wahlrecht ausgeschlossen ist
und

dass er am Wahltag seit mindestens drei Monaten in der Bundesrepublik Deutsch-
land oder in einem anderen Mitgliedstaat der Europdischen Union ununterbrochen

eine Wohnung innegehabt oder sich sonst gewdhnlich aufgehalten hat.

Bedient sich der Antragsteller einer Hilfsperson, so hat diese der Gemeindebehdrde ge-

geniiber an Eides statt zu versichern, dass sie den Antrag nach den Angaben des Antrag-
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stellers ausgefiillt hat und dass die darin gemachten Angaben nach ihrer Kenntnis der
Wahrheit entsprechen. Die Gemeindebehdrde kann die Vorlage eines giiltigen Identitats-
ausweises verlangen. Vordrucke und Merkblatter fiir die Antragstellung werden von der

Gemeindebehorde bereitgehalten.

(5) Die Gemeindebehorde hat zu priifen, ob der Antrag form- und fristgerecht gestellt
worden ist, ob die Wahlrechtsvoraussetzungen des § 6 Abs. 3 Nr. 1 und 2 des Europa-
wahlgesetzes erfiillt sind und ob der Unionsbiirger nicht vom Wahlrecht gemaf3 § 6a
Abs. 2 Nr. 1 des Europawahlgesetzes ausgeschlossen ist. Ist eine dieser Voraussetzun-
gen nicht erfiillt, hat die Gemeindebehdrde den Antrag auf Eintragung in das Wahlerver-
zeichnis abzulehnen. Sind alle in Satz 1 genannten Voraussetzungen erfiillt, (ibermittelt
die Gemeindebehdrde dem Bundeswabhlleiter eine elektronische Datei in einem den Mit-
gliedstaaten von der Europdischen Kommission zur Verfiigung gestellten Dateiformat mit
den darin abgefragten Informationen iiber den Unionsbiirger oder, sofern dies nicht mog-
lich ist, das einheitliche Formular fiir den Informationsaustausch zwischen den Mitglied-
staaten nach Anlage 2B; der Bundeswahlleiter iibermittelt der vom Herkunfts-
Mitgliedstaat benannten Stelle eine elektronische Datei in dem von der Europdischen
Kommission zur Verfligung gestellten Dateiformat mit den Informationen der Gemeinde-
behdrde oder, sofern dies nicht moglich ist, die Mitteilung der Gemeindebehdrde nach
Anlage 2B. Teilt der Herkunfts-Mitgliedstaat mit, dass Angaben des Antragstellers unrich-
tig sind, hat die Gemeindebehorde den Antrag auf Eintragung in das Wahlerverzeichnis
abzulehnen oder den Unionsbiirger aus dem Wahlerverzeichnis zu streichen. Anfragen
an den Herkunfts-Mitgliedstaat sind iiber den Bundeswahlleiter zu stellen; § 15 Abs. 8

gilt entsprechend.

(5a) Trdgt die Gemeindebehorde einen Unionsbiirger auf seinen Antrag hin in das Wah-
lerverzeichnis ein, nimmt sie unverziiglich einen Eintrag im Melderegister nach § 2 Abs. 2

Nr. 1 Buchstabe b des Melderechtsrahmengesetzes vor.

(6) Verlegt ein wahlberechtigter Unionsbiirger nach Stellung des Antrags auf Eintra-
gung in das Wahlerverzeichnis seine Wohnung innerhalb der Bundesrepublik Deutsch-
land und meldet er sich vor Beginn der Einsichtsfrist fiir das Wahlerverzeichnis bei der
Meldebehdrde des Zuzugsortes an, gilt § 15 Absatz 3 entsprechend. Die Gemeindebe-

hérde des Fortzugsortes hat das Verfahren gemafs Absatz 5 durchzufiihren und die Ge-
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meindebehorde des Zuzugsortes unverziiglich iiber das Ergebnis zu unterrichten. Liegen
demnach die Voraussetzungen fiir eine Eintragung in das Wahlerverzeichnis nicht vor,
hat die Gemeindebehdrde des Zuzugsortes den Antrag des Unionsbiirgers auf Eintragung
in das Wahlerverzeichnis abzulehnen oder den Unionsbiirger aus dem Wahlerverzeichnis

zu streichen. § 15 Absatz 8 gilt entsprechend.

(7) Meldet sich ein wahlberechtigter Unionsbiirger, der nicht fiir eine Wohnung gemel-
det war, nach Stellung des Antrages auf Eintragung in das Wahlerverzeichnis vor Beginn
der Einsichtsfrist fiir das Wahlerverzeichnis bei der Meldebehérde fiir eine Wohnung an,
gelten Absatz 6 Satz 2 und 3 und § 15 Abs. 3 Satz 1 und 3 entsprechend.

(8) Bezieht ein wahlberechtigter Unionsbiirger nach Stellung des Antrags auf Eintra-
gung in das Wahlerverzeichnis in einer Gemeinde in der Bundesrepublik Deutschland
eine weitere Wohnung, die seine Hauptwohnung wird, oder verlegt er seine Hauptwoh-
nung in eine andere Gemeinde, so gilt, wenn er sich vor Beginn der Einsichtsfrist fiir das

Wahlerverzeichnis bei der Meldebehdrde anmeldet, Absatz 6 entsprechend.

(9) §15Abs. 6,7 Satz 2 und Abs. 9 gilt entsprechend.

§17b
Eintragung von wahlberechtigten Unionsbiirgern in das Wahlerverzeichnis

von Amts wegen

(1) Ist ein wahlberechtigter Unionsbiirger auf seinen Antrag hin bei der Wahl vom 13.
Juni 1999 oder einer spateren Wahl zum Europdischen Parlament in ein Wahlerverzeich-
nis in der Bundesrepublik Deutschland eingetragen worden, so ist er bei kiinftigen Wah-
len zum Europdischen Parlament von der zustandigen Gemeindebehdrde von Amts we-
gen einzutragen, sofern die Voraussetzungen des § 15 Absatz 1 vorliegen und der Uni-
onsbiirger nicht gemaR § 6a Absatz 2 des Europawahlgesetzes vom Wahlrecht ausge-
schlossen ist. Nach einem Wegzug in das Ausland und erneutem Zuzug in die Bundesre-
publik Deutschland hat der Unionsbiirger erneut einen Antrag nach § 17a Absatz 1 zu
stellen. § 15 Absatz 3 bis 6, 7 Satz 2 und Absatz 9 sowie § 17a Absatz 3 Nummer 1 bis 4
und Absatz 5 Satz 3 bis 6 gelten entsprechend.
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(2) Der Unionsbiirger kann bis spatestens zum 21. Tag vor der Wahl bei der zustandi-
gen Gemeindebehorde schriftlich nach Anlage 2C beantragen, nicht im Wahlerverzeich-
nis gefiihrt zu werden. Ist das Wahlerverzeichnis bereits angelegt, nimmt die Gemeinde-
behorde die Streichung aus dem Wahlerverzeichnis vor. Ein nicht form- und fristgerecht
gestellter Antrag ist von der Gemeindebehorde abzulehnen. Der Antrag nach Satz 1 gilt
fir alle kiinftigen Wahlen zum Europdischen Parlament, bis der Unionsbiirger wieder
einen Antrag nach § 17a Abs. 1 stellt. Die Gemeindebehdrde nimmt unverziiglich im
Melderegister die Loschung des Eintrages nach § 2 Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe b des Melde-
rechtsrahmengesetzes vor. § 17a Abs. 2 Satz 2 und 3 und Abs. 4 Satz 5 gelten entspre-

chend.

§18
Benachrichtigung der Wahlberechtigten

(1) Spatestens am Tage vor der Bereithaltung des Wahlerverzeichnisses zur Einsicht-
nahme benachrichtigt die Gemeindebehdrde jeden Wahlberechtigten, der in das Wahler-
verzeichnis eingetragen ist, nach dem Muster der Anlage 3. Die Mitteilung soll enthalten
1. den Familiennamen, die Vornamen und die Wohnung des Wahlberechtigten,

2 die Angabe des Wahlraumes und ob dieser barrierefrei ist,

3. die Angabe der Wahlzeit,

4 die Nummer, unter der der Wahlberechtigte in das Wahlerverzeichnis eingetragen
ist,

5. die Aufforderung, die Wahlbenachrichtigung zur Wahl mitzubringen und den Perso-
nalausweis, Unionsbiirger einen giiltigen Identitatsausweis, oder einen Reisepass
bereitzuhalten,

6. die Belehrung, dass die Wahlbenachrichtigung einen Wahlschein nicht ersetzt und
daher nicht zur Wahl in einem anderen als dem angegebenen Wahlraum berechtigt,

7. einen Hinweis, wo Wahlberechtigte Informationen iiber barrierefreie Wahlraume
und Hilfsmittel erhalten kdnnen,

8. die Belehrung iiber die Beantragung eines Wahlscheines und iiber die Ubersen-
dung von Briefwahlunterlagen; sie muss mindestens Hinweise dariiber enthalten,
a) dass der Wahlscheinantrag nur auszufiillen ist, wenn der Wahlberechtigte in

einem anderen Wahlraum seines Kreises oder seiner kreisfreien Stadt oder
durch Briefwahl wahlen will,
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b)  unter welchen Voraussetzungen ein Wahlschein erteilt wird (§ 24 Abs. 1 und
§ 26 Abs. 4 Satz 3) und
c¢) dass der Wahlschein von einem anderen als dem Wahlberechtigten nur bean-
tragt werden kann, wenn die Berechtigung zur Antragstellung durch Vorlage
einer schriftlichen Vollmacht nachgewiesen wird (§ 26 Abs. 3).
Erfolgt die Eintragung eines Wahlberechtigten, der nach § 15 Abs. 2 bis 5 oder nach §
17a Abs. 1 und 4 bis 7 auf Antrag in das Wahlerverzeichnis eingetragen wird, nach der
Versendung der Benachrichtigungen gemafl Satz 1, hat dessen Benachrichtigung unver-

ziiglich nach der Eintragung zu erfolgen.

(2) Auf der Riickseite der Benachrichtigung nach Absatz 1 ist ein Vordruck fiir einen
Antrag auf Ausstellung eines Wahlscheines mit Briefwahlunterlagen nach dem Muster

der Anlage 4 aufzudrucken.

(3) Auf Wahlberechtigte, die nach § 15 Abs. 2 oder § 17a Abs. 1 nur auf Antrag in das
Wahlerverzeichnis eingetragen werden und bereits einen Wahlschein und Briefwahlun-

terlagen beantragt haben, finden die Absatze 1 und 2 keine Anwendung.

(4) Stellt ein Landeswabhlleiter fest, dass die fristgemafie Benachrichtigung nach Ab-
satz 1 infolge von Naturkatastrophen oder dhnlichen Ereignissen hoherer Gewalt gestort
ist, bestimmt er, dass sie in dem betroffenen Gebiet spater erfolgen kann. Wenn zu be-
sorgen ist, dass die Benachrichtigung nach Absatz 1 nicht bis zum sechsten Tag vor der
Wahl erfolgen kann, bestimmt er, dass die Wahlberechtigten in anderer geeigneter Weise
tiber die Angaben nach Absatz 1 Satz 2 Nr. 2, 3, 5 bis 7 zu benachrichtigen sind. Der
Landeswahlleiter kann hierzu im Einzelfall ergdnzende Regelungen zur Anpassung an die
besonderen Verhdltnisse treffen. Er macht die Griinde fiir die Stérung, das betroffene
Gebiet, die von ihm fiir den Einzelfall getroffenen Regelungen und die Art der Benachrich-

tigung in geeigneter Weise bekannt.
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§19

Bekanntmachung iiber das Recht auf Einsicht in das Wahlerverzeichnis,

tiber die Erteilung von Wahlscheinen und iiber die Bedingungen und Einzelheiten

D

fiir die Ausiibung des Wahlrechts von Unionsbiirgern

Die Gemeindebehdrde macht spdtestens am 24. Tage vor der Wahl nach dem Mus-

ter der Anlage 5 6ffentlich bekannt,

1.

@)

chen

von wem, zu welchen Zwecken und unter welchen Voraussetzungen, wo, wie lange
und zu welchen Tagesstunden das Wahlerverzeichnis eingesehen werden kann und
ob der Ort der Einsichtnahme barrierefrei ist,

dass bei der Gemeindebehdrde innerhalb der Einsichtsfrist schriftlich oder durch
Erklarung zur Niederschrift Einspruch gegen das Wahlerverzeichnis eingelegt wer-
den kann (§ 21),

dass Wahlberechtigten, die in das Wahlerverzeichnis eingetragen sind, bis spates-
tens am Tage vor der Bereithaltung des Wahlerverzeichnisses zur Einsichtnahme
eine Wahlbenachrichtigung zugeht und dass Wahlberechtigte, die nur auf Antrag in
das Wahlerverzeichnis eingetragen werden und bereits einen Wahlschein mit
Briefwahlunterlagen beantragt haben, keine Wahlbenachrichtigung erhalten,

wo, in welcher Zeit und unter welchen Voraussetzungen Wahlscheine beantragt
werden konnen (§§ 24 ff),

wie durch Briefwahl gewahlt wird (§ 59).

Die diplomatischen Vertretungen der Bundesrepublik Deutschland im Ausland ma-
unverziiglich nach der Bestimmung des Wahltages offentlich bekannt,

unter welchen Voraussetzungen im Ausland lebende Deutsche an der Wahl zum
Europdischen Parlament in der Bundesrepublik Deutschland teilnehmen kdnnen,
wo, in welcher Form und in welcher Frist dieser Personenkreis, um an der Wahl teil-
nehmen zu kdnnen, die Eintragung in ein Wahlerverzeichnis in der Bundesrepublik

Deutschland beantragen muss.

Die Bekanntmachung ist nach Anlage 6 von den Botschaften durch mindestens eine

deutschsprachige Anzeige in einer {iberregionalen Tages- oder Wochenzeitung vorzu-

nehmen; zusatzlich kann der Inhalt der Bekanntmachung von den Berufskonsulaten,

wenn dies nach den ortlichen Verhadltnissen angezeigt ist, durch deutschsprachige An-
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zeigen in regionalen Tageszeitungen sowie von den Botschaften und Berufskonsulaten
im Internet veroffentlicht werden. Kann die Bekanntmachung in begriindeten Einzelfallen
nicht erfolgen oder erscheint sie nicht gerechtfertigt, so ist sie durch Aushang im Dienst-
gebdude der Vertretung und, soweit moglich, durch Unterrichtung der einzelnen bekann-

ten Betroffenen vorzunehmen.

(3) Der Bundeswahlleiter und die Kreis- oder Stadtwahlleiter machen unverziiglich

nach der Bestimmung des Wahltages 6ffentlich bekannt,

1. unter welchen Voraussetzungen in der Bundesrepublik Deutschland lebende Uni-
onsbiirger an der Wahl zum Europdischen Parlament in der Bundesrepublik
Deutschland teilnehmen kdénnen,

2. ob, wo, in welcher Form und in welcher Frist der in Nummer 1 bezeichnete Perso-
nenkreis die Eintragung in ein Wahlerverzeichnis in der Bundesrepublik Deutsch-
land beantragen muss, um an der Wahl teilnehmen zu kénnen.

Die Bekanntmachung ist nach Anlage 6A von dem Bundeswahlleiter unbeschadet der

Regelung in § 79 Abs. 1 durch mindestens eine deutschsprachige Anzeige in jeweils ei-

ner liberregionalen Tages- und Wochenzeitung sowie von den Kreis- oder Stadtwahllei-

tern durch mindestens eine deutschsprachige Anzeige in einer regionalen Tageszeitung

vorzunehmen.

§20

Einsicht in das Wahlerverzeichnis

(1) Die Gemeindebehorde hdlt das Wahlerverzeichnis mindestens am Ort der Gemein-
deverwaltung wihrend der allgemeinen Offnungszeiten zur Einsichtnahme bereit. Wird
das Wahlerverzeichnis im automatisierten Verfahren gefiihrt, kann die Einsichtnahme

durch ein Datensichtgerat ermoglicht werden.
(2) (weggefallen)

(3) Innerhalb der Einsichtsfrist ist das Anfertigen von Ausziigen aus dem Wahlerver-
zeichnis durch Wahlberechtigte zuldssig, soweit dies im Zusammenhang mit der Priifung
des Wahlrechts einzelner bestimmter Personen steht. Die Ausziige diirfen nur fiir diesen

Zweck verwendet und unbeteiligten Dritten nicht zuganglich gemacht werden.
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§21

Einspruch gegen das Wahlerverzeichnis und Beschwerde

(1) Wer das Wahlerverzeichnis fiir unrichtig oder unvollstandig halt, kann innerhalb der

Einsichtsfrist Einspruch einlegen.

(2) Der Einspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift bei der Gemeindebehorde einzu-
legen. Soweit die behaupteten Tatsachen nicht offenkundig sind, hat der Einspruchsfiih-

rer die erforderlichen Beweismittel beizubringen.

(3) Will die Gemeindebehorde einem Einspruch gegen die Eintragung eines anderen

stattgeben, so hat sie diesem vor der Entscheidung Gelegenheit zur AuBerung zu geben.

(4) Die Gemeindebehorde hat ihre Entscheidung dem Einspruchsfiihrer und dem Be-
troffenen spatestens am 10. Tage vor der Wahl zuzustellen und auf den zuldssigen
Rechtsbehelf hinzuweisen. Einem auf Eintragung gerichteten Einspruch gibt die Gemein-
debehorde in der Weise statt, dass sie dem Wahlberechtigten nach Berichtigung des
Wahlerverzeichnisses die Wahlbenachrichtigung zugehen ldsst. In den Féllen des § 17
Absatz 5 und 6 sowie des § 17a Absatz 5 Satz 3 unterrichtet sie unverziiglich den Bun-
deswabhlleiter von der Eintragung oder Streichung. In den Fallen des § 17 Absatz 5 Satz 3
informiert der Bundeswabhlleiter sodann die vom Herkunfts-Mitgliedstaat benannte Stel-

le.

(5) Gegen die Entscheidung der Gemeindebeht6rde kann binnen zwei Tagen nach Zu-
stellung Beschwerde an den Kreiswahlleiter, in kreisfreien Stadten an den Stadtwahllei-
ter eingelegt werden. Die Beschwerde ist schriftlich oder zur Niederschrift bei der Ge-
meindebehdrde einzulegen. Die Gemeindebehdrde legt die Beschwerde mit den Vorgdn-
gen unverziiglich dem Kreis- oder Stadtwahlleiter vor. Der Kreis- oder Stadtwahlleiter hat
iber die Beschwerde spatestens am 4. Tage vor der Wahl zu entscheiden. Absatz 3 gilt
entsprechend. Die Beschwerdeentscheidung ist den Beteiligten und der Gemeindebe-
horde bekannt zu geben. Sie ist vorbehaltlich anderer Entscheidung im Wahlpriifungsver-

fahren endgiiltig. Absatz 4 Satz 3 und 4 gilt entsprechend.
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§22

Berichtigung des Wahlerverzeichnisses

(1) Nach Beginn der Einsichtsfrist ist die Eintragung oder Streichung von Personen so-
wie die Vornahme sonstiger Anderungen im Wahlerverzeichnis nur noch auf rechtzeitigen
Einspruch zuldssig. § 15 Abs. 2 bis 5, § 17 Abs. 5 Satz 6, Abs. 5a Satz 2 und 3 und Abs. 6
Satz 4,§ 17a Abs. 1 und 5 bis 8, § 17b sowie § 29 bleiben unberiihrt.

(2) Ist das Wahlerverzeichnis offensichtlich unrichtig oder unvollstdandig, so kann die
Gemeindebehdrde den Mangel auch von Amts wegen beheben. Dies gilt nicht fiir Man-
gel, die Gegenstand eines Einspruchsverfahrens sind. § 21 Abs. 3 bis 5 gilt entspre-
chend. Die Frist fiir die Zustellung der Entscheidung (§ 21 Abs. 4 Satz 1) und fiir die Be-
schwerdeentscheidung (§ 21 Abs. 5 Satz 4) gilt nur, wenn die von Amts wegen behebba-

ren Mdngel vor dem zwdlften Tage vor der Wahl bekannt werden.

(3) Alle vom Beginn der Einsichtsfrist ab vorgenommenen Anderungen sind in der Spal-
te "Bemerkungen" zu erldutern und mit Datum und Unterschrift des vollziehenden Be-
diensteten, im automatisierten Verfahren an Stelle der Unterschrift mit einem Hinweis

auf den verantwortlichen Bediensteten zu versehen.

(4) Nach Abschluss des Wahlerverzeichnisses kénnen Anderungen mit Ausnahme der
in Absatz 2 und in § 46 Abs. 2 vorgesehenen Berichtigungen nicht mehr vorgenommen

werden.

§23

Abschluss des Wahlerverzeichnisses

(1) Das Wahlerverzeichnis ist spatestens am Tage vor der Wahl, jedoch nicht friiher als
am dritten Tage vor der Wahl, durch die Gemeindebehdrde abzuschliefien. Sie stellt da-
bei die Zahl der Wahlberechtigten des Wahlbezirks fest. Der Abschluss wird nach dem
Muster der Anlage 7 beurkundet. Bei automatisierter Fiihrung des Wahlerverzeichnisses

ist vor der Beurkundung ein Ausdruck herzustellen.
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(2) Waihlerverzeichnisse mehrerer Gemeinden oder Gemeindeteile, die zu einem Wahl-
bezirk vereinigt sind, werden von der Gemeindebehdrde, die die Wahl im Wahlbezirk

durchfiihrt, zum Wahlerverzeichnis des Wahlbezirks verbunden und abgeschlossen.

Dritter Unterabschnitt

Wahlscheine

§ 24

Voraussetzungen fiir die Erteilung von Wahlscheinen

(1) Ein Wahlberechtigter, der in das Wahlerverzeichnis eingetragen ist, erhdlt auf An-

trag einen Wahlschein.

(2) Ein Wahlberechtigter, der nicht in das Wahlerverzeichnis eingetragen ist, erhalt auf

Antrag einen Wahlschein,

1. wenn er nachweist, dass er ohne sein Verschulden die Antragsfrist nach § 17 Abs. 1
oder § 17a Abs. 2 oder die Einspruchsfrist nach § 21 Abs. 1 versaumt hat,

2. wenn sein Recht auf Teilnahme an der Wahl erst nach Ablauf der Frist nach § 17
Abs. 1, § 17a Abs. 2 oder nach § 21 Abs. 1 entstanden ist,

3. wenn sein Wahlrecht im Einspruchsverfahren festgestellt worden und die Feststel-
lung erst nach Abschluss des Wahlerverzeichnisses zur Kenntnis der Gemeindebe-

horde gelangt ist.

§ 25

Zustdndige Behorde, Form des Wahlscheines

Der Wahlschein wird nach dem Muster der Anlage 8 von der Gemeindebehorde erteilt, in
deren Wahlerverzeichnis der Wahlberechtigte eingetragen ist oder hatte eingetragen

werden missen.

§26

Wahlscheinantrdage

(1) Die Erteilung eines Wahlscheines kann schriftlich oder miindlich bei der Gemein-

debehorde beantragt werden. Die Schriftform gilt auch durch Telegramm, Fernschreiben,
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Telefax, E-Mail oder durch sonstige dokumentierbare elektronische Ubermittlung als ge-
wahrt. Eine telefonische Antragstellung ist unzuldssig. Ein behinderter Wahlberechtigter
kann sich bei der Antragstellung der Hilfe einer anderen Person bedienen; § 50 gilt ent-

sprechend.

(2) Der Antragsteller muss den Familiennamen, die Vornamen, das Geburtsdatum und

seine Wohnanschrift (StraBe, Hausnummer, Postleitzahl, Ort) angeben.

(3) Wer den Antrag fiir einen anderen stellt, muss durch Vorlage einer schriftlichen

Vollmacht nachweisen, dass er dazu berechtigt ist.

(4) Wahlscheine kénnen bis zum zweiten Tage vor der Wahl, 18.00 Uhr, beantragt wer-
den. In den Fallen des § 24 Abs.2 konnen Wahlscheine noch bis zum Wabhltage,
15.00 Uhr, beantragt werden. Gleiches gilt, wenn bei nachgewiesener plétzlicher Erkran-
kung der Wahlraum nicht oder nur unter nicht zumutbaren Schwierigkeiten aufgesucht
werden kann; in diesem Fall hat die Gemeindebehdorde vor Erteilung des Wahlscheines
den fiir den Wahlbezirk des Wahlberechtigten zustandigen Wahlvorsteher davon zu un-

terrichten, der entsprechend § 46 Abs. 2 zu verfahren hat.

(5) Bei wahlberechtigten Deutschen, die nach § 15 Abs. 2 nur auf Antrag in das Wah-
lerverzeichnis eingetragen werden, gilt der Antrag zugleich als Antrag auf Erteilung eines
Wahlscheines, es sei denn, der Wahlberechtigte will vor dem Wahlvorstand seines Wahl-

bezirks wéahlen.

(6) Verspatet eingegangene schriftliche Antrage sind unbearbeitet mit den dazugehori-

gen Briefumschlagen zu verpacken und vorlaufig aufzubewahren.

§ 27

Erteilung von Wahlscheinen

(1) Wahlscheine diirfen nicht vor Zulassung der Wahlvorschldge durch den Bundes-
wahlausschuss nach § 14 Absatz 1 und 4 des Europawahlgesetzes oder durch das Bun-

desverfassungsgericht nach § 14 Absatz 4a des Europawahlgesetzes erteilt werden.

(2) Der Wahlschein muss von dem mit der Erteilung beauftragten Bediensteten eigen-

handig unterschrieben werden und mit dem Dienstsiegel versehen sein. Das Dienstsiegel
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kann eingedruckt werden. Wird der Wahlschein mit Hilfe automatischer Einrichtungen
erstellt, kann abweichend von Satz 1 die Unterschrift fehlen; stattdessen kann der Name

des beauftragen Bediensteten ausgedruckt werden.

(3) Dem Wahlschein sind beizufiigen

1.  ein amtlicher Stimmzettel nach dem Muster der Anlage 22,

2. ein amtlicher Stimmzettelumschlag nach dem Muster der Anlage 9,

3.  ein amtlicher Wahlbriefumschlag nach dem Muster der Anlage 10, auf dem die voll-
standige Anschrift, wohin der Wahlbrief zu tbersenden ist (Wahlbriefempfanger
gemdfl § 59 Absatz 2), sowie die Bezeichnung der Gemeindebehtrde, die den
Wahlschein ausgestellt hat (Ausgabestelle) und die Wahlscheinnummer oder der
Wahlbezirk von der Ausgabestelle voreingetragen sind und

4.  ein Merkblatt fiir die Briefwahl nach dem Muster der Anlage 11.

Satz 1 gilt nicht in den Féllen des § 28 Absatz 1.

(4) Wahlschein und Briefwahlunterlagen werden dem Wahlberechtigten an seine
Wohnanschrift ibersandt oder amtlich lberbracht, soweit sich aus dem Antrag keine
andere Anschrift oder die Abholung der Unterlagen ergibt. Wird die Versendung an eine
andere Anschrift in einer Form nach § 26 Absatz 1 Satz 2 beantragt, gehdrt zur Versen-
dung der Briefwahlunterlagen die gleichzeitige Versendung einer Mitteilung an die
Wohnanschrift. Postsendungen sind von der Gemeindebehorde freizumachen. Die Ge-
meindebehorde iibersendet dem Wahlberechtigten Wahlschein und Briefwahlunterlagen
mit Luftpost, wenn sich aus seinem Antrag ergibt, dass er aus einem auf3ereuropdischen

Gebiet wahlen will, oder wenn dieses sonst geboten erscheint.

(5) Holt der Wahlberechtigte personlich den Wahlschein und die Briefwahlunterlagen
bei der Gemeindebehdorde ab, so soll ihm Gelegenheit gegeben werden, die Briefwahl an
Ort und Stelle auszuiiben. Es ist sicherzustellen, dass der Stimmzettel unbeobachtet
gekennzeichnet und in den Stimmzettelumschlag gelegt werden kann. An einen anderen
als den Wahlberechtigen personlich diirffen Wahlschein und die Briefwahlunterlagen nur
ausgehdndigt werden, wenn die Berechtigung zur Empfangnahme durch Vorlage einer
schriftlichen Vollmacht nachgewiesen wird. § 26 Abs. 1 Satz 4 gilt entsprechend. Von der
Vollmacht kann nur Gebrauch gemacht werden, wenn die bevollmédchtigte Person nicht

mehr als vier Wahlberechtigte vertritt; dies hat sie der Gemeindebehdérde vor der Emp-
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fangnahme der Unterlagen schriftlich zu versichern. Auf Verlangen hat sich die bevoll-

machtigte Person auszuweisen.

(6) Uber die erteilten Wahlscheine fiihrt die Gemeindebehdrde ein Wahlscheinver-
zeichnis, in dem die Félle des § 24 Abs. 1 und die des Absatzes 2 getrennt gehalten wer-
den. Das Verzeichnis wird als Liste oder als Sammlung der Durchschriften der Wahl-
scheine gefiihrt. Auf dem Wahlschein wird die Nummer eingetragen, unter der er im
Wahlscheinverzeichnis vermerkt ist, sowie die Nummer, unter der der Wahlberechtigte im
Wahlerverzeichnis gefiihrt wird, oder der vorgesehene Wahlbezirk. Bei nicht in das Wah-
lerverzeichnis eingetragenen Wahlberechtigten wird auf dem Wahlschein vermerkt, dass
dessen Erteilung nach § 24 Abs. 2 erfolgt ist und welchem Wahlbezirk der Wahlberechtig-
te zugeordnet wird. Werden nach Abschluss des Wahlerverzeichnisses noch Wahlschei-

ne erteilt, so ist dariiber ein besonderes Verzeichnis nach den Sadtzen 1 bis 3 zu fiihren.

(7)  Wird einem Wahlberechtigten ein Wahlschein nach § 24 Abs. 2 erteilt, hat die Ge-
meindebehodrde bei Wahlberechtigten nach § 6 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b des Europa-
wahlgesetzes und nach § 6 Abs.2 des Europawahlgesetzes in Verbindung mit § 12
Abs. 2 Satz 1 des Bundeswahlgesetzes unverziiglich den Bundeswabhlleiter zu unterrich-
ten. § 17 Abs. 5 Satz 5 und 6 gilt entsprechend.

(8) Wird ein Wahlberechtigter, der bereits einen Wahlschein erhalten hat, im Wahler-
verzeichnis gestrichen, so ist der Wahlschein fiir ungiiltig zu erkldren. Die Gemeindebe-
horde fiihrt dariiber ein Verzeichnis, in das der Name des Wahlberechtigten und die
Nummer des fiir ungiiltig erklarten Wahlscheines aufzunehmen ist; sie hat das Wahl-
scheinverzeichnis zu berichtigen. Die Gemeindebehdrde verstdandigt den Kreis- oder
Stadtwabhlleiter, der alle Wahlvorstande des Kreises oder der kreisfreien Stadt tber die
Ungiiltigkeit des Wahlscheines unterrichtet. In den Fallen des § 4 des Europawahlgeset-
zes in Verbindung mit § 39 Abs. 5 des Bundeswahlgesetzes ist im Wahlscheinverzeichnis
und im Verzeichnis der fiir ungiiltig erklarten Wahlscheine in geeigneter Form zu vermer-
ken, dass die Stimme eines Wahlers, der bereits an der Briefwahl teilgenommen hat,

nicht ungiiltig ist.

(9) Nach Abschluss des Wahlerverzeichnisses tibersendet die Gemeindebehorde, so-
fern sie nicht selbst oder eine andere Gemeindebehdrde fiir die Durchfiihrung der Brief-
wahl zustandig ist, dem Kreis- oder Stadtwahlleiter auf schnellstem Wege das Verzeich-
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nis nach Absatz 8 Satz 2 und Nachtrage zu diesem Verzeichnis oder eine Mitteilung,
dass Wahlscheine nicht fiir ungiiltig erklart worden sind, so rechtzeitig, dass sie dort
spdtestens am Wahltage vormittags eingehen. Ist eine andere Gemeindebehdrde nach
§ 7 Nr. 3 mit der Durchfiihrung der Briefwahl betraut worden, hat die Gemeindebehdrde
das Verzeichnis und die Nachtrdage oder eine Mitteilung entsprechend Satz 1 der beauf-

tragten Gemeindebehdrde zu ibersenden.

(10) Verlorene Wahlscheine werden nicht ersetzt. Versichert ein Wahlberechtigter
glaubhaft, dass ihm der beantragte Wahlschein nicht zugegangen ist, kann ihm bis zum
Tage vor der Wahl, 12.00 Uhr, ein neuer Wahlschein erteilt werden; Absatz 8 Satz 1 bis 3

und Absatz 9 gelten entsprechend.

§28

Erteilung von Wahlscheinen an bestimmte Personengruppen

(1) Die Gemeindebehorde fordert spatestens am achten Tage vor der Wahl von den

Leitungen

1.  derEinrichtungen, fiir die ein Sonderwahlbezirk gebildet worden ist (§ 13),

2. der kleineren Krankenhduser, kleineren Alten- oder Pflegeheime, Kloster, sozialthe-
rapeutischen Anstalten und Justizvollzugsanstalten, fiir deren Wahlberechtigte die
Stimmabgabe vor einem beweglichen Wahlvorstand vorgesehen ist (§§ 8 und 55
bis 57),

ein Verzeichnis der wahlberechtigten Personen aus der Gemeinde, die sich in der

Einrichtung befinden oder dort beschaftigt sind und die am Wahltage in der Einrichtung

wadhlen wollen. Sie erteilt diesen Wahlberechtigten = Wahlscheine ohne

Briefwahlunterlagen und iibersendet sie unmittelbar an diese.

(2) Die Gemeindebehdorde veranlasst die Leitungen der Einrichtungen spdtestens am

13. Tage vor der Wahl,

1. die wahlberechtigten Personen, die sich in der Einrichtung befinden oder dort be-
schaftigt sind und die in Wahlerverzeichnissen anderer Gemeinden des gleichen
Kreises gefiihrt werden, zu verstandigen, dass sie in der Einrichtung nur wahlen
kdnnen, wenn sie sich von der Gemeindebehdrde, in deren Wahlerverzeichnis sie

eingetragen sind, einen Wahlschein beschafft haben,

38



EuwO

2. die wahlberechtigten Personen, die sich in der Einrichtung befinden oder dort be-
schaftigt sind und die in Wahlerverzeichnissen von Gemeinden anderer Kreise oder
anderer kreisfreier Stadte gefiihrt werden, zu verstandigen, dass sie ihr Wahlrecht
nur durch Briefwahl in ihrem Heimatkreis oder in ihrer Heimatstadt ausiiben kon-
nen und sich dafiir von der Gemeindebehdrde, in deren Wahlerverzeichnis sie ein-

getragen sind, einen Wahlschein mit Briefwahlunterlagen beschaffen miissen.

(3) Die Gemeindebehorde ersucht spatestens am 13. Tage vor der Wahl die Truppentei-
le, die ihren Standort im Gemeindegebiet haben, die wahlberechtigten Soldaten entspre-

chend Absatz 2 zu verstandigen.

§29

Vermerk im Wahlerverzeichnis

Hat ein Wahlberechtigter einen Wahlschein erhalten, so wird im Wahlerverzeichnis in der

Spalte fiir den Vermerk iiber die Stimmabgabe "Wahlschein" oder "W" eingetragen.

§30

Einspruch gegen die Versagung des Wahlscheines und Beschwerde

Wird die Erteilung eines Wahlscheines versagt, so kann dagegen Einspruch eingelegt
werden. § 21 Abs. 2, 4 und 5 gilt entsprechend. Die Frist fiir die Zustellung der Entschei-
dung (§ 21 Abs. 4 Satz 1) und fiir die Beschwerdeentscheidung (§ 21 Abs. 5 Satz 4) gilt

nur, wenn der Einspruch vor dem zwdélften Tage vor der Wahl eingelegt worden ist.

Vierter Unterabschnitt

Wahlvorschldage, Stimmzettel

§ 31

Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlagen

(1) Nachdem der Wahltag bestimmt ist, fordern die Landeswahlleiter durch offentliche
Bekanntmachung zur moglichst friihzeitigen Einreichung der Wahlvorschlage beim Bun-
deswahlleiter auf und weisen auf die Voraussetzungen fiir die Einreichung von Wahlvor-

schldgen nach § 2 Abs. 1 und § 8 des Europawahlgesetzes hin. Sie geben bekannt, wo
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und bis zu welchem Zeitpunkt die Wahlvorschldage eingereicht werden miissen und wei-
sen auf die Bestimmungen iiber Inhalt und Form der Wahlvorschlage, auf die Zahl der in
bestimmten Fallen beizubringenden Unterschriften, Unterlagen und Nachweise sowie auf
die mit den Wahlvorschldagen vorzulegenden Erklarungen, Niederschriften und Versiche-

rungen hin (§§ 9 und 11 des Europawahlgesetzes).

(2) Der Bundeswabhlleiter macht offentlich bekannt, wo und in welcher Frist und Form
der Ausschluss von der Listenverbindung eines Wahlvorschlagsberechtigten erklart wer-
den kann (§ 2 Abs. 2 und § 11 Abs. 3 des Europawahlgesetzes).

§32

Inhalt und Form der Wahlvorschldage

(1) Die Wahlvorschlédge sollen nach den Mustern der Anlagen 12 und 13 in zwei Ausfer-

tigungen eingereicht werden. Sie miissen enthalten:

1. als Wahlvorschlag einer Partei den Namen der einreichenden Partei und, sofern sie
eine Kurzbezeichnung verwendet, auch diese; die Partei kann den Namen und die
Kurzbezeichnung ihres europdischen Zusammenschlusses anfiigen;

2. als Wahlvorschlag einer sonstigen politischen Vereinigung den Namen und, sofern
sie ein Kennwort verwendet, auch dieses; die Vereinigung kann den Namen und die
Kurzbezeichnung ihrer Mitgliedsvereinigung im Wahlgebiet sowie ihres europdi-
schen Zusammenschlusses anfiigen;

3. in erkennbarer Reihenfolge die Bewerber und, sofern Ersatzbewerber benannt sind,
auch diese mit dem Familiennamen, den Vornamen, dem Beruf oder Stand, dem
Geburtsdatum, dem Geburtsort und der Anschrift (Hauptwohnung).

Sie sollen ferner Namen und Anschrift der Vertrauensperson und der stellvertretenden

Vertrauensperson enthalten.

(2) Die Liste fiir ein Land ist von mindestens drei Mitgliedern des Vorstandes des Lan-
desverbandes des Wahlvorschlagsberechtigten, darunter dem Vorsitzenden oder seinem
Stellvertreter, personlich und handschriftlich zu unterzeichnen. Hat ein Wahlvorschlags-
berechtigter in dem Land keinen Landesverband oder keine einheitliche Landesorganisa-
tion, so ist der Wahlvorschlag von den Vorstdanden der ndachstniedrigen Gebietsverbdande,
die im Bereich des Landes liegen, dem Satz 1 entsprechend zu unterzeichnen. Die Unter-

schriften des einreichenden Vorstandes geniigen, wenn er innerhalb der Einreichungs-
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frist eine schriftliche, dem Satz 1 entsprechende Vollmacht der anderen beteiligten Vor-
stande beibringt. Eine gemeinsame Liste fiir alle Lander ist von dem Vorstand des Bun-
desverbandes des Wahlvorschlagsberechtigten entsprechend Satz 1 zu unterzeichnen.
Hat ein Wahlvorschlagsberechtigter im Wahlgebiet keinen Bundesverband oder keine
einheitliche Bundesorganisation, ist der Wahlvorschlag von allen Vorstanden der
ndchstniedrigen Gebietsverbande im Wahlgebiet, oder wenn bei einer sonstigen politi-
schen Vereinigung weder ein Bundesverband noch ein Gebietsverband im Wahlgebiet
vorhanden sind, von ihrem obersten Vorstand in einem der iibrigen Mitgliedstaaten der

Europdischen Union entsprechend Satz 1 und 3 zu unterzeichnen.

(3) Muss ein Wahlvorschlag nach § 9 Abs. 5 des Europawahlgesetzes von einer be-
stimmten Mindestzahl von Wahlberechtigten unterzeichnet sein, so sind die Unterschrif-
ten auf amtlichen Formbldttern nach Anlage 14 unter Beachtung folgender Vorschriften
zu erbringen:

1. Die Formblatter werden auf Anforderung fiir gemeinsame Listen fiir alle Ldnder vom
Bundeswabhlleiter, fiir Listen fiir ein Land vom jeweiligen Landeswabhlleiter kosten-
frei geliefert; sie konnen auch als Druckvorlage oder elektronisch bereitgestellt
werden. Bei der Anforderung ist der Name des Wahlvorschlagsberechtigten und, so-
fern eine Kurzbezeichnung oder ein Kennwort verwendet wird, auch die Kurzbe-
zeichnung oder das Kennwort anzugeben und zu erkldren, fiir welches Land oder
ob der Wahlvorschlag fiir alle Lander aufgestellt ist. Der zustandige Wahlleiter hat
diese Angaben im Kopf der Formblatter zu vermerken.

2. Die Wahlberechtigten, die einen Wahlvorschlag unterstiitzen, miissen die Erklarung
auf dem Formblatt personlich und handschriftlich unterschreiben. Neben der Un-
terschrift sind Familienname, Vornamen, Geburtsdatum und Anschrift (Hauptwoh-
nung) des Unterzeichners sowie der Tag der Unterzeichnung anzugeben. Von Wahl-
berechtigten im Sinne des § 6 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b und Abs. 2 des Europa-
wahlgesetzes ist auch die letzte Wohnung in der Bundesrepublik Deutschland zu
bezeichnen oder anzugeben, dass sie noch nie fiir eine Wohnung in diesem Gebiet
gemeldet waren; der Nachweis fiir die Wahlberechtigung ist durch die Angaben
gemadfd Anlage 2 und durch Abgabe einer Versicherung an Eides statt zu erbringen.
Von Wahlberechtigten im Sinne des § 6 Abs. 3 des Europawahlgesetzes ist der
Nachweis fiir die Wahlberechtigung durch die Abgabe einer Versicherung an Eides

statt gemaf Anlage 14A zu erbringen.
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(4)

2a.

2b.

Fiir jeden Unterzeichner ist auf dem Formblatt oder gesondert eine Bescheinigung
seiner Gemeindebehorde, bei der er im Wahlerverzeichnis einzutragen ist, beizufi-
gen, dass er im Zeitpunkt der Unterzeichnung in dem Land wahlberechtigt ist. Eine
gesonderte Bescheinigung des Wahlrechts hat der Wahlvorschlagsberechtigte bei
der Einreichung des Wahlvorschlages mit der Unterstiitzungsunterschrift zu verbin-
den. Wer fiir einen anderen eine Bescheinigung des Wahlrechts beantragt, muss
nachweisen, dass der Betreffende den Wahlvorschlag unterstiitzt.

Ein Wahlberechtigter darf nur einen Wahlvorschlag unterzeichnen; hat jemand
mehrere Wahlvorschldage unterzeichnet, so ist seine Unterschrift auf allen weiteren
Wahlvorschldagen ungiiltig.

Wahlvorschldge von Parteien und sonstigen politischen Vereinigungen diirfen erst
nach Aufstellung der Bewerber und Ersatzbewerber durch eine Mitglieder- oder Ver-

treterversammlung unterzeichnet werden. Vorher geleistete Unterschriften sind un-

giiltig.

Dem Wahlvorschlag sind beizufiigen

die Erklarungen der vorgeschlagenen Bewerber und Ersatzbewerber nach dem Mus-
ter der Anlage 15, dass sie ihrer Aufstellung zustimmen und fiir keinen anderen
Wahlvorschlag ihre Zustimmung zur Benennung als Bewerber oder Ersatzbewerber
gegeben haben oder ob sie ihrer Benennung als Bewerber in einer weiteren Liste fiir
ein Land zugestimmt haben und die Versicherung an Eides statt, dass sie sich nicht
in einem anderen Mitgliedstaat der Europdischen Union zur Wahl bewerben und
dass sie nicht Mitglied einer anderen als der den Wahlvorschlag einreichenden Par-
tei oder sonstigen politischen Vereinigung sind; fiir die Abnahme der Versicherung
an Eides statt gilt § 11 Abs. 2 Satz 2 und 3 des Europawahlgesetzes entsprechend,
fiir Deutsche die Bescheinigungen der zustandigen Gemeindebeh6rden nach dem
Muster der Anlage 16, dass die vorgeschlagenen Bewerber und Ersatzbewerber
wahlbar sind,

flir Unionsbiirger die in § 11 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1b des Europawahlgesetzes vorge-
schriebenen Bescheinigungen der zustdandigen deutschen Gemeindebeh6rden
nach dem Muster der Anlage 16A,

flir Unionsbiirger die in § 11 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1c des Europawahlgesetzes vorge-

schriebenen Versicherungen an Eides statt nach dem Muster der Anlage 16B,
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3. eine Ausfertigung der Niederschrift tiber die Beschlussfassung der Mitglieder- oder
Vertreterversammlung, in der die Bewerber und Ersatzbewerber aufgestellt worden
sind und die Reihenfolge der Bewerber auf dem Wahlvorschlag festgelegt worden
ist, mit der nach § 11 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 des Europawahlgesetzes vorgeschriebe-
nen Versicherung an Eides statt; die Niederschrift soll nach den Mustern der Anla-
gen 17 und 18 gefertigt, die Versicherung an Eides statt nach dem Muster der Anla-
ge 19 abgegeben werden,

4. die nach Absatz 3 erbrachten Unterschriften nebst Bescheinigungen des Wahl-
rechts der Unterzeichner, sofern der Wahlvorschlagsberechtigte nicht im Europai-
schen Parlament, im Deutschen Bundestag oder in einem Landtag seit deren letzter
Wahl auf Grund eigener Wahlvorschlage im Wahlgebiet ununterbrochen mit min-
destens fiinf Abgeordneten vertreten ist,

5. die schriftliche Satzung und das Programm sowie eine Ausfertigung der Nieder-
schrift Giber die nach demokratischen Grundsatzen durchgefiihrte Wahl der Mitglie-
der des Vorstandes, der den Wahlvorschlag nach Absatz 2 zu unterzeichnen hat,
mit den Namen und Anschriften der Vorstandsmitglieder, sofern der Wahlvor-
schlagsberechtigte nicht im Europdischen Parlament, im Deutschen Bundestag o-
der in einem Landtag seit deren letzter Wahl auf Grund eigener Wahlvorschldge im

Wahlgebiet ununterbrochen mit mindestens fiinf Abgeordneten vertreten ist.

(5) Die Bescheinigung des Wahlrechts (Absatz 3 Nr. 3), die Bescheinigung der Wahl-
barkeit (Absatz 4 Nr. 2) und die Bescheinigung der deutschen Gemeindebehétrde lber
den Nichtausschluss von der Wahlbarkeit und die Wohnung (Absatz 4 Nr. 2a) sind kos-
tenfrei zu erteilen. Die Gemeindebehdrde darf fiir jeden Wahlberechtigten die Bescheini-
gung des Wahlrechts nur einmal erteilen; dabei darf sie nicht festhalten, fiir welchen

Wahlvorschlag die erteilte Bescheinigung bestimmt ist.

(6) Fiir Bewerber und Ersatzbewerber, die keine Wohnung in der Bundesrepublik
Deutschland innehaben und sich dort auch sonst nicht gewohnlich aufhalten, erteilt das
Bundesministerium des Innern die Wahlbarkeitshescheinigung. Sie ist bei der fiir den
Wohnort des Bewerbers oder Ersatzbewerbers zustandigen diplomatischen oder berufs-
konsularischen Vertretung der Bundesrepublik Deutschland, sonst unmittelbar unter

Vorlage der erforderlichen Nachweise zu beantragen.
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§33
Vorpriifung der Wahlvorschldage

(1) Der Bundeswabhlleiter vermerkt auf jedem Wahlvorschlag den Tag und bei Eingang
am letzten Tag der Einreichungsfrist auflerdem die Uhrzeit des Eingangs und iibersendet
den Landeswabhlleitern sofort je eine Kopie der Listen fiir das betreffende Land und der
gemeinsamen Listen fiir alle Lander. Der Bundeswahlleiter priift, ob in einem Wahlvor-
schlag ein Deutscher als Bewerber oder Ersatzbewerber aufgefiihrt ist, iiber den ihm von
einem anderen Mitgliedstaat der Europdischen Union mitgeteilt worden ist, dass er sich
dort zur Wahl bewirbt. Er priift unverziiglich, ob die eingegangenen Wahlvorschldge voll-
standig sind und den Erfordernissen des Europawahlgesetzes und dieser Verordnung

entsprechen.

(1a) Ist in einem Wahlvorschlag ein Unionsbiirger als Bewerber oder Ersatzbewerber
aufgefiihrt, tibermittelt der Bundeswahlleiter die Zweitausfertigung der Versicherung an
Eides statt nach Anlage 16B mit den Angaben gemaf3 § 11 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1c
des Europawahlgesetzes unverziiglich an die vom Herkunfts-Mitgliedstaat benannte Stel-
le. Gehen innerhalb einer Frist von fiinf Arbeitstagen keine Informationen des Herkunfts-
Mitgliedstaates dariiber ein, ob der betreffende Unionsbiirger aufgrund einer Einzelfall-
entscheidung im Sinne von Artikel 6 Absatz 1 der Richtlinie 93/109/EG des Rates vom 6.
Dezember 1993 iiber die Einzelheiten der Ausiibung des aktiven und passiven Wahl-
rechts bei den Wahlen zum Europdischen Parlament fiir Unionsbiirger mit Wohnsitz in
einem Mitgliedstaat, deren Staatsangehorigkeit sie nicht besitzen (ABL. L 329 vom
30.12.1993, S. 34), die zuletzt durch die Richtlinie 2013/1/EU (ABI. L 26 vom 26.1.2013,
S. 27) gedndert worden ist, die Wahlbarkeit dort nicht besitzt, so ist der Unionsblirger bis
zu einer gegenteiligen Information des Herkunfts-Mitgliedstaates als dort wahlbar zu be-

handeln.

(2) Der Bundeswabhlleiter priift, ob ein auf einem Wahlvorschlag vorgeschlagener Be-
werber oder Ersatzbewerber noch auf einem anderen Wahlvorschlag vorgeschlagen wor-

den ist.

(3) Wird der Bundeswahlausschuss nach § 13 Abs.4 des Europawahlgesetzes im

Mangelbeseitigungsverfahren angerufen, hat er iiber die Verfiigung des Bundeswahllei-
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ters unverziiglich zu entscheiden. Der Vertrauensperson des betroffenen Wahlvorschla-

ges ist Gelegenheit zur AuBerung zu geben.

(4) (weggefallen)
§ 34

Zulassung der Wahlvorschldge

(1) Der Bundeswabhlleiter ladt die Vertrauenspersonen der Wahlvorschlage zu der Sit-

zung, in der iber die Zulassung der Wahlvorschldge entschieden wird.

(2) Der Bundeswahlleiter legt dem Bundeswahlausschuss alle eingegangenen Wabhl-

vorschldge vor und berichtet ihm iiber das Ergebnis der Vorpriifung.

(3) Der Bundeswahlausschuss prift die eingegangenen Wahlvorschldge und be-
schlief3t liber ihre Zulassung oder Zuriickweisung sowie {iber die Streichung von Bewer-
bern und Ersatzbewerbern. Vor einer Entscheidung ist der erschienenen Vertrauensper-

son des betroffenen Wahlvorschlages Gelegenheit zur AuRerung zu geben.

(4) Der Bundeswahlausschuss stellt die zugelassenen Wahlvorschldge mit den in § 32
Abs. 1 Satz 2 bezeichneten Angaben und mit der mafigebenden Bewerberreihenfolge
fest. Geben die Namen mehrerer Wahlvorschlagsberechtigter, deren Kurzbezeichnungen,
Kennworte oder Anfiigungen in einem Land zu Verwechslungen Anlass, so fiigt der Bun-
deswahlausschuss einem Wahlvorschlag oder mehreren Wahlvorschlagen eine Unter-

scheidungsbezeichnung bei.

(5) Der Bundeswahlleiter gibt die Entscheidung des Bundeswahlausschusses in der
Sitzung im Anschluss an die Beschlussfassung unter kurzer Angabe der Griinde bekannt
und weist auf den zuldssigen Rechtsbehelf nach § 14 Absatz 4 und 4a des Europawahl-

gesetzes und die hierfiir geltende Frist hin.

(6) Die Niederschrift tiber die Sitzung ist unverziiglich nach dem Muster der Anlage 20
zu fertigen. In der Niederschrift sind die tragenden Griinde darzustellen. Der Niederschrift
sind die zugelassenen Wahlvorschlage in der vom Bundeswahlausschuss festgestellten

Fassung beizufiigen.
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(7) Nach der Sitzung libersendet der Bundeswahlleiter den Landeswahlleitern sofort

eine Ausfertigung der Niederschrift und ihrer Anlagen.

(8) Der Bundeswahlleiter tibermittelt Parteien und sonstigen politischen Vereinigun-
gen, deren Wahlvorschlag ganz oder teilweise zuriickgewiesen worden ist, unverziiglich,
spdtestens am Tag nach der Sitzung des Bundeswahlausschusses, auf schnellstem We-
ge eine Ausfertigung des sie betreffenden Teils der Niederschrift mit den nach Absatz 5

erforderlichen Hinweisen.

(9) (weggefallen)

§35

Beschwerde gegen Entscheidungen des Bundeswahlausschusses

(1) Die Beschwerde gegen eine Entscheidung des Bundeswahlausschusses nach § 14
Absatz 4 des Europawahlgesetzes ist schriftlich oder zur Niederschrift beim Bundes-
wahlausschuss einzulegen. Der Bundeswabhlleiter hat seine Beschwerde schriftlich beim
Bundeswahlausschuss einzulegen. Die Schriftform gilt auch durch Telegramm, Fern-

schreiben oder Telefax als gewahrt.

(2) Der Bundeswahlausschuss ladt die Beschwerdefiihrer und die Vertrauenspersonen
der betroffenen Wahlvorschldage zu der Sitzung, in der liber die Beschwerde entschieden

wird. Den Vertrauenspersonen ist Gelegenheit zur AuBerung zu geben.

(3) Der Bundeswahlausschuss gibt seine Entscheidung in der Sitzung im Anschluss an

die Beschlussfassung unter kurzer Angabe der Griinde bekannt.

§36

Ausschluss von der Verbindung von Wahlvorschlagen

(1) Die Erkldarung dariiber, dass ein oder mehrere Wahlvorschlage desselben Wahlvor-

schlagsberechtigten von der Listenverbindung ausgeschlossen sein sollen (§ 11 Abs. 3

des Europawahlgesetzes), ist gemeinsam von der Vertrauensperson und der stellvertre-

tenden Vertrauensperson des jeweiligen Wahlvorschlages gegeniiber dem Bundeswahl-

leiter nach dem Muster der Anlage 21 abzugeben. Sie muss die Bezeichnung der nicht zu

verbindenden Wahlvorschldage unter Angabe des Wahlvorschlagsberechtigten und des
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Landes enthalten und von der Vertrauensperson und der stellvertretenden Vertrauens-
person des jeweiligen Wahlvorschlages persodnlich und handschriftlich unterzeichnet

sein.

(2) Der Bundeswabhlleiter vermerkt auf der Ausschlusserkldarung den Tag und bei Ein-
gang am letzten Tage der Erklarungsfrist auf’erdem die Uhrzeit des Eingangs. Er priift un-
verziiglich die eingegangenen Ausschlusserklarungen. Hat der Bundeswahlleiter Beden-
ken gegen eine Ausschlusserkldarung, so teilt er dies der Vertrauensperson und der stell-
vertretenden Vertrauensperson des Wahlvorschlages mit. § 13 des Europawahlgesetzes

gilt entsprechend.

(3) Lehnt der Bundeswahlausschuss einen Ausschluss von der Listenverbindung ab,
so teilt der Bundeswabhlleiter dies der Vertrauensperson und der stellvertretenden Ver-

trauensperson des jeweiligen Wahlvorschlages mit.

§37

Bekanntmachung der Wahlvorschldage

(1) Der Bundeswahlleiter macht die vom Bundeswahlausschuss zugelassenen Wahl-
vorschldge offentlich bekannt und weist darauf hin, welche Listenverbindungen beste-
hen und welche Wahlvorschldage von einer Listenverbindung ausgeschlossen sind. Die
Bekanntmachung enthalt fiir jeden Wahlvorschlag die in § 32 Abs. 1 Satz 2 bezeichneten
Angaben, wobei statt des Geburtsdatums nur das Geburtsjahr der Bewerber und Ersatz-
bewerber anzugeben ist, sowie den Hinweis, fiir welches Land der Wahlvorschlag oder ob
er als gemeinsame Liste fiir alle Lander aufgestellt ist. Weist ein Bewerber bis zum Ablauf
der Einreichungsfrist gegeniiber dem Bundeswahlleiter nach, dass fiir ihn im Melderegis-
ter ein Sperrvermerk gemdf’ den § 21 Abs. 5 des Melderechtsrahmengesetzes entspre-
chenden Landesmeldegesetzen eingetragen ist, ist an Stelle seiner Anschrift (Hauptwoh-
nung) eine Erreichbarkeitsanschrift zu verwenden; die Angabe eines Postfachs geniigt
nicht. Handelt es sich um einen Bewerber in einer Liste fiir ein Land, unterrichtet der
Bundeswahlleiter unverziiglich den zustandigen Landeswahlleiter iiber die Erreichbar-

keitsanschrift.

(2) Der Landeswahlleiter ordnet die durch den Bundeswahlausschuss fiir das Land

zugelassenen Wahlvorschlage in der durch § 15 Abs. 3 des Europawahlgesetzes be-
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stimmten Reihenfolge unter fortlaufenden Nummern. Er macht die Reihenfolge der Wahl-

vorschldge offentlich bekannt und teilt die Reihenfolge dem Bundeswahlleiter sofort mit.

§38
Stimmzettel, Umschlage fiir die Briefwahl

(1) Der Stimmzettel ist mindestens 21 x 29,7 cm (DIN A4) grof} und aus weiflem oder
weiBBlichem Papier. Das Papier muss so beschaffen sein, dass nach Kennzeichnung und
Faltung durch den Wahler andere Personen nicht erkennen kdnnen, wie er gewdhlt hat.
Der Stimmzettel enthdlt in jedem Land die fiir dieses Land zugelassenen Wahlvorschlage
mit den nach § 15 Absatz 2 des Europawahlgesetzes vorgeschriebenen Angaben in der
Reihenfolge und unter der Nummer ihrer Bekanntmachung durch den Landeswahlleiter
und rechts von der Bezeichnung des Wahlvorschlages jeweils einen Kreis fiir die Kenn-
zeichnung. Zusatzlich kann ein eingetragener Ordens- oder Kiinstlername (§ 5 Absatz 2
Nummer 12 des Personalausweisgesetzes, § 4 Absatz 1 Nummer 4 des Passgesetzes)
angegeben werden. Jeder Wahlvorschlag erhdlt ein abgegrenztes Feld. Die Wahlvorschla-
ge sind auf der Vorderseite des Stimmzettels einspaltig in schwarzem Druck untereinan-
der aufzufiihren. Ein Muster fiir den Stimmzettel enthalt Anlage 22. Die in dieser Anlage
aufgefiihrten Landerabkiirzungen sind bei Bewerbern fiir gemeinsame Listen fiir alle
Lander zu verwenden. Die Stimmzettel miissen im Wahlbezirk von gleicher Farbe und

Beschaffenheit sein.
(2) (weggefallen)

(3) Die Stimmzettelumschlédge fiir die Briefwahl sollen 11,4 x 16,2 cm (DIN C6) grof

und blau und nach dem Muster der Anlage 9 beschriftet sein.

(4) Die Wahlbriefumschlage sollen etwa 12 x 17,6 cm grof3 und rot und nach dem Mus-

ter der Anlage 10 beschriftet sein.

(5) Schriftart, Schriftgrofle und Kontrast sollen so gewahlt werden, dass die Lesbarkeit
erleichtert wird. Muster der Stimmzettel werden unverziiglich nach ihrer Fertigstellung
den Blindenvereinen, die ihre Bereitschaft zur Herstellung von Stimmzettelschablonen

erklart haben, zur Verfligung gestellt.
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(6) DerKreis- oder Stadtwahlleiter weist den Gemeindebehdrden die Stimmzettel zur
Weitergabe an die Wahlvorsteher zu. Er liefert den Gemeindebehdrden die erforderlichen

Wahlbriefumschldage und Stimmzettelumschlage fiir die Briefwahl.

Flinfter Unterabschnitt

Wahlrdume, Wahlzeit

§39

Wahlrdume

(1) Die Gemeindebehorde bestimmt fiir jeden Wahlbezirk einen Wahlraum. Soweit
moglich, stellen die Gemeinden Wahlraume in Gemeindegebduden zur Verfiigung. Die
Wahlrdume sollen nach den ortlichen Verhdltnissen so ausgewdhlt und eingerichtet wer-
den, dass allen Wahlberechtigten, insbesondere behinderten und anderen Menschen
mit Mobilitdtsbeeintrdchtigungen, die Teilnahme an der Wahl moglichst erleichtert wird.
Die Gemeindebehorden teilen friihzeitig und in geeigneter Weise mit, welche Wahlrdaume

barrierefrei sind.

(2) In groBeren Wahlbezirken, in denen sich die Wahlerverzeichnisse teilen lassen,
kann gleichzeitig in verschiedenen Gebauden oder in verschiedenen Raumen desselben
Gebdudes oder an verschiedenen Tischen des Wahlraumes gewahlt werden. Fiir jeden
Wahlraum oder Tisch wird ein Wahlvorstand gebildet. Sind mehrere Wahlvorstande in
einem Wahlraum tatig, so bestimmt die Gemeindebehorde, welcher Vorstand fiir Ruhe

und Ordnung im Wahlraum sorgt.

§40
Wahlzeit

(1) Die Wahl dauert von 8.00 bis 18.00 Uhr.

(2) Der Landeswabhlleiter kann im Einzelfall, wenn besondere Griinde es erfordern, die

Wahlzeit mit einem friiheren Beginn festsetzen.
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1)

§ 41

Wahlbekanntmachung der Gemeindebehdrde

Die Gemeindebehdrde macht spatestens am sechsten Tage vor der Wahl nach dem

Muster der Anlage 23 Beginn und Ende der Wahlzeit sowie die Wahlbezirke und Wahl-

rdume Offentlich bekannt; an Stelle der Aufzahlung der Wahlbezirke mit ihrer Abgrenzung

und ihren Wahlrdumen kann auf die Angaben in der Wahlbenachrichtigung verwiesen

werden. Dabei weist die Gemeindebehd6rde darauf hin,

1.

2
3.
4

@)

dass der Wahler eine Stimme hat,

dass die Stimmzettel amtlich hergestellt und im Wahlraum bereitgehalten werden,
welchen Inhalt der Stimmzettel hat und wie er zu kennzeichnen ist,

in welcher Weise mit Wahlschein und insbesondere durch Briefwahl gewahlt wer-
den kann,

dass nach § 6 Abs. 4 des Europawahlgesetzes jeder Wahlberechtigte sein Wahl-
recht nur einmal und nur personlich ausiiben kann,

dass nach § 107a Abs. 1 und 3 des Strafgesetzbuches mit Freiheitsstrafe bis zu
flinf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft wird, wer unbefugt wahlt oder sonst ein un-
richtiges Ergebnis einer Wahl herbeifiihrt oder das Ergebnis verfdlscht oder eine

solche Tat versucht.

Die Wahlbekanntmachung oder ein Auszug aus ihr mit den Nummern 1, 3, 4 und 6

der Anlage 23 ist vor Beginn der Wahlhandlung am oder im Eingang des Gebdudes, in

dem sich der Wahlraum befindet, anzubringen. Dem Auszug ist ein Stimmzettel als Mus-

ter beizufiigen.
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Dritter Abschnitt
Wahlhandlung

Erster Unterabschnitt

Allgemeine Bestimmungen

§42

Ausstattung des Wahlvorstandes

Die Gemeindebehdrde libergibt dem Wahlvorsteher eines jeden Wahlbezirks vor Beginn
der Wahlhandlung

1.
2.

A S

D

das abgeschlossene Wahlerverzeichnis,

das Verzeichnis der eingetragenen Wahlberechtigten, denen nach Abschluss des
Wahlerverzeichnisses noch Wahlscheine erteilt worden sind,

amtliche Stimmzettel in geniigender Zahl,

Vordruck der Wahlniederschrift,

Vordruck der Schnellmeldung,

Abdrucke des Europawahlgesetzes, des Bundeswahlgesetzes und dieser Verord-
nung, die die Anlagen zu diesen Vorschriften nicht zu enthalten brauchen,

Abdruck der Wahlbekanntmachung oder Auszug aus ihr mit den Nummern 1, 3, 4
und 6 der Anlage 23,

Verschlussmaterial fiir die Wahlurne,

Verpackungs- und Siegelmaterial zum Verpacken der Stimmzettel und Wahlschei-

ne.

§ 43
Wahlkabinen

In jedem Wahlraum richtet die Gemeindebehdrde eine Wahlkabine oder mehrere

Wahlkabinen mit Tischen ein, in denen der Wéahler seinen Stimmzettel unbeobachtet

kennzeichnen und falten kann. Die Wahlkabinen miissen vom Tisch des Wahlvorstandes

aus Uberblickt werden kdonnen. Als Wahlkabine kann auch ein nur durch den Wahlraum
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zuganglicher Nebenraum dienen, wenn dessen Eingang vom Tisch des Wahlvorstandes

aus tberblickt werden kann.

(2) InderWahlkabine soll ein Schreibstift bereitliegen.

§ 44

Wahlurnen

(1) Die Gemeindebehdorde sorgt fiir die erforderlichen Wahlurnen.

(2) Die Wahlurne muss mit einem Deckel versehen sein. lhre innere Hohe soll in der
Regel 90 cm, der Abstand jeder Wand von der gegeniiberliegenden mindestens 35 cm
betragen. Im Deckel muss die Wahlurne einen Spalt haben, der nicht weiter als 2 cm sein

darf. Sie muss verschliebar sein.

(3) Fur die Stimmabgabe in Sonderwahlbezirken und vor einem beweglichen Wahlvor-

stand kdonnen kleinere Wahlurnen verwendet werden.

§ 45
Wahltisch

Der Tisch, an dem der Wahlvorstand Platz nimmt, muss von allen Seiten zuganglich sein.

An oder auf diesen Tisch wird die Wahlurne gestellt.

§ 46
Er6ffnung der Wahlhandlung

(1) Der Wahlvorsteher eréffnet die Wahlhandlung damit, dass er die anwesenden Bei-
sitzer auf ihre Verpflichtung zur unparteiischen Wahrnehmung ihres Amtes und zur Ver-
schwiegenheit liber die ihnen bei ihrer amtlichen Tatigkeit bekannt gewordenen Angele-
genheiten hinweist. Er stellt sicher, dass der Hinweis allen Beisitzern vor Aufnahme ihrer

Tatigkeit erteilt wird.

(2) Vor Beginn der Stimmabgabe berichtigt der Wahlvorsteher das Wahlerverzeichnis

nach dem etwa vorliegenden Verzeichnis der nachtraglich ausgestellten Wahlscheine

(§ 27 Abs. 6), indem er bei den in diesem Verzeichnis aufgefiihrten Wahlberechtigten in
52



EuwO

der Spalte fiir den Stimmabgabevermerk "Wahlschein" oder "W" eintrdagt. Er berichtigt
dementsprechend die Abschlussbescheinigung des Wahlerverzeichnisses in der dane-
ben vorgesehenen Spalte und bescheinigt das an der vorgesehenen Stelle. Erhdlt der
Wahlvorsteher spdter die Mitteilung von der Ausstellung von Wahlscheinen nach § 26

Abs. 4 Satz 3, verfdhrt er entsprechend den Satzen 1 und 2.

(3) Der Wahlvorstand iiberzeugt sich vor Beginn der Stimmabgabe davon, dass die
Wahlurne leer ist. Der Wahlvorsteher verschlief3t die Wahlurne. Sie darf bis zum Schluss

der Wahlhandlung nicht mehr ge6ffnet werden.

§47
Offentlichkeit

Wahrend der Wahlhandlung sowie der Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses
hat jedermann zum Wahlraum Zutritt, soweit das ohne Storung des Wahlgeschafts mog-

lich ist.

§48

Ordnung im Wahlraum

Der Wahlvorstand sorgt fiir Ruhe und Ordnung im Wahlraum. Er ordnet bei Andrang den

Zutritt zum Wahlraum.

§ 49
Stimmabgabe

(1) Wenn der Wahler den Wahlraum betritt, erhilt er einen amtlichen Stimmzettel. Der

Wahlvorstand kann anordnen, dass er hierzu seine Wahlbenachrichtigung vorzeigt.

(2) Der Wdhler begibt sich in die Wahlkabine, kennzeichnet dort seinen Stimmzettel
und faltet ihn dort in der Weise, dass seine Stimmabgabe nicht erkennbar ist. Der Wahl-
vorstand achtet darauf, dass sich immer nur ein Wahler und dieser nur so lange wie not-

wendig in der Wahlkabine aufhalt.

(3) Danach tritt der Wahler an den Tisch des Wahlvorstandes. Auf Verlangen hat er sei-
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ne Wahlbenachrichtigung abzugeben und, insbesondere wenn er seine Wahlbenachrich-

tigung nicht vorlegt, sich liber seine Person auszuweisen.

(4) Sobald der Schriftfiihrer den Namen des Wahlers im Wahlerverzeichnis gefunden
hat, die Wahlberechtigung festgestellt ist und kein Anlass zur Zuriickweisung des Wah-
lers nach den Absdtzen 6 und 7 besteht, gibt der Wahlvorsteher die Wahlurne frei. Der
Wahler wirft den gefalteten Stimmzettel in die Wahlurne. Der Schriftflihrer vermerkt die
Stimmabgabe im Wadhlerverzeichnis in der dafiir bestimmten Spalte. Die Mitglieder des
Wahlvorstandes sind dabei, wenn nicht die Feststellung der Wahlberechtigung es erfor-
dert, nicht befugt, Angaben zur Person des Wahlers so zu verlautbaren, dass sie von

sonstigen im Wahlraum Anwesenden zur Kenntnis genommen werden kdnnen.

(5) (weggefallen)

(6) DerWahlvorstand hat einen Wahler zuriickzuweisen, der

1. nichtin das Wadhlerverzeichnis eingetragen ist und keinen Wahlschein
besitzt,

2.  keinen Wahlschein vorlegt, obwohl sich im Wahlerverzeichnis ein Wahlscheinver-
merk (§ 29) befindet, es sei denn, es wird festgestellt, dass er nicht im Wahlschein-
verzeichnis eingetragen ist,

3.  bereits einen Stimmabgabevermerk im Wahlerverzeichnis hat, es sei denn, er weist
nach, dass er noch nicht gewahlt hat,

4.  seinen Stimmzettel auf’erhalb der Wahlkabine gekennzeichnet oder gefaltet hat
oder

5. seinen Stimmzettel so gefaltet hat, dass seine Stimmabgabe erkennbar ist, oder
ihn mit einem duBBerlich sichtbaren, das Wahlgeheimnis offensichtlich gefdhrden-
den Kennzeichen versehen hat, oder

6. fiir den Wahlvorstand erkennbar mehrere oder einen nicht amtlich hergestellten
Stimmzettel abgeben oder mit dem Stimmzettel einen weiteren Gegenstand in die
Wahlurne werfen will.

Ein Wahler, bei dem die Voraussetzungen des Satzes 1 Nr. 1 vorliegen und der im Ver-

trauen auf die ihm {ibersandte Benachrichtigung, dass er im Wahlerverzeichnis eingetra-

gen ist, keinen Einspruch eingelegt hat, ist gegebenenfalls bei der Zuriickweisung darauf
hinzuweisen, dass er bei der Gemeindebehdrde bis 15.00 Uhr einen Wahlschein bean-

tragen kann.
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(7) Glaubt der Wahlvorsteher, das Wahlrecht einer im Wahlerverzeichnis eingetragenen
Person beanstanden zu miissen oder werden sonst aus der Mitte des Wahlvorstandes
Bedenken gegen die Zulassung eines Wahlers zur Stimmabgabe erhoben, so beschlief3t
der Wahlvorstand {iber die Zulassung oder Zuriickweisung. Der Beschluss ist in der

Wahlniederschrift zu vermerken.

(8) Hat der Wahler seinen Stimmzettel verschrieben oder versehentlich unbrauchbar
gemacht oder wird der Wahler nach Absatz 6 Nr. 4 bis 6 zuriickgewiesen, so ist ihm auf
Verlangen ein neuer Stimmzettel auszuhandigen, nachdem er den alten Stimmzettel im

Beisein eines Mitglieds des Wahlvorstandes vernichtet hat.

§50
Stimmabgabe behinderter Wahler

(1) Ein Wahler, der des Lesens unkundig ist oder wegen einer kérperlichen Beeintrach-
tigung gehindert ist, den Stimmzettel zu kennzeichnen, zu falten oder selbst in die Wahl-
urne zu werfen, bestimmt eine andere Person, deren Hilfe er sich bei der Stimmabgabe
bedienen will, und gibt dies dem Wahlvorstand bekannt. Hilfsperson kann auch ein vom

Wahler bestimmtes Mitglied des Wahlvorstandes sein.

(2) Die Hilfeleistung hat sich auf die Erfiillung der Wiinsche des Wahlers zu beschran-
ken. Die Hilfsperson darf gemeinsam mit dem Wahler die Wahlkabine aufsuchen, soweit

das zur Hilfeleistung erforderlich ist.

(3) Die Hilfsperson ist zur Geheimhaltung der Kenntnisse verpflichtet, die sie bei der

Hilfeleistung von der Wahl eines anderen erlangt hat.

(4) Ein blinder oder sehbehinderter Wahler kann sich zur Kennzeichnung des Stimm-

zettels auch einer Stimmzettelschablone bedienen.

§51
(weggefallen)
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§52

Stimmabgabe von Inhabern eines Wahlscheines

Der Inhaber eines Wahlscheines nennt seinen Namen, weist sich aus und iibergibt den
Wahlschein dem Wahlvorsteher. Dieser priift den Wahlschein. Entstehen Zweifel iiber die
Giiltigkeit des Wahlscheines oder iiber den rechtmafiigen Besitz, so klart sie der Wahl-
vorstand nach Moglichkeit und beschlief3t {iber die Zulassung oder Zuriickweisung des
Inhabers. Der Vorgang ist in der Wahlniederschrift zu vermerken. Der Wahlvorsteher be-

halt den Wahlschein auch im Falle der Zuriickweisung ein.

§53
Schluss der Wahlhandlung

Sobald die Wahlzeit abgelaufen ist, wird dies vom Wahlvorsteher bekannt gegeben. Von
da ab diirfen nur noch die Wahler zur Stimmabgabe zugelassen werden, die sich im
Wahlraum befinden. Der Zutritt zum Wahlraum ist so lange zu sperren, bis die anwesen-
den Wabhler ihre Stimme abgegeben haben; § 47 ist zu beachten. Sodann erklart der

Wahlvorsteher die Wahlhandlung fiir geschlossen.

Zweiter Unterabschnitt

Besondere Regelungen

§ 54

Wahl in Sonderwahlbezirken

(1)  Zur Stimmabgabe in Sonderwahlbezirken (§ 13) wird jeder in der Einrichtung anwe-
sende Wahlberechtigte zugelassen, der einen fiir den Kreis oder die kreisfreie Stadt giil-

tigen Wahlschein hat.

(2) Esist zuldssig, fir die verschiedenen Teile eines Sonderwahlbezirks verschiedene

Personen als Beisitzer des Wahlvorstandes zu bestellen.

(3) Die Gemeindebehorde bestimmt im Einvernehmen mit der Leitung der Einrichtung
einen geeigneten Wahlraum. Fiir die verschiedenen Teile eines Sonderwahlbezirks kon-

nen verschiedene Wahlraume bestimmt werden. Die Gemeindebehorde richtet den Wahl-

56



EuwO

raum her.

(4) Die Gemeindebehdrde bestimmt die Wahlzeit fiir den Sonderwahlbezirk im Einver-
nehmen mit der Leitung der Einrichtung im Rahmen der allgemeinen Wahlzeit nach dem

tatsachlichen Bediirfnis.

(5) Die Leitung der Einrichtung gibt den Wahlberechtigten den Wahlraum und die
Wahlzeit am Tage vor der Wahl bekannt und weist auf die Moglichkeit der Stimmabgabe
nach Absatz 6 hin.

(6) Der Wahlvorsteher oder sein Stellvertreter und zwei Beisitzer kénnen sich unter
Mitnahme einer verschlossenen Wahlurne und der erforderlichen Stimmzettel auch in die
Krankenzimmer und an die Krankenbetten begeben. Dort nehmen sie die Wahlscheine
entgegen und verfahren nach den §§ 52 und 49 Abs. 4 bis 8. Dabei muss auch bettldge-
rigen Wahlern Gelegenheit gegeben werden, ihre Stimmzettel unbeobachtet zu kenn-
zeichnen und zu falten. Der Wahlvorsteher oder sein Stellvertreter weist Wahler, die sich
bei der Stimmabgabe der Hilfe einer anderen Person bedienen wollen, darauf hin, dass
sie auch ein von ihnen bestimmtes Mitglied des Wahlvorstandes als Hilfsperson in An-
spruch nehmen kdénnen. Nach Schluss der Stimmabgabe sind die verschlossene Wahlur-
ne und die Wahlscheine unverziiglich in den Wahlraum des Sonderwahlbezirks zu brin-
gen. Dort ist die Wahlurne bis zum Schluss der allgemeinen Stimmabgabe unter Aufsicht
des Wahlvorstandes verschlossen zu verwahren. Danach wird ihr Inhalt mit dem Inhalt
der allgemeinen Wahlurne vermengt und zusammen mit den iibrigen Stimmen des Son-

derwahlbezirks ausgezahlt. Der Vorgang ist in der Wahlniederschrift zu vermerken.

(7) Die Offentlichkeit der Wahlhandlung sowie der Ermittlung und Feststellung des
Wahlergebnisses soll nach Moglichkeit durch die Anwesenheit anderer Wahlberechtigter

gewdhrleistet werden.

(8) Die Leitung der Einrichtung hat bei Kranken mit ansteckenden Krankheiten insbe-

sondere § 30 Abs. 1 des Infektionsschutzgesetzes zu beachten.

(9) Das Wahlergebnis des Sonderwahlbezirks darf nicht vor Schluss der allgemeinen

Wahlzeit ermittelt werden.

(10) Im Ubrigen gelten die allgemeinen Bestimmungen.
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§55

Stimmabgabe in kleineren Krankenhdusern und kleineren Alten- oder Pflegeheimen

(1) Die Gemeindebehorde soll bei entsprechendem Bedirfnis und soweit moglich im
Benehmen mit der Leitung eines kleineren Krankenhauses oder eines kleineren Alten-
oder Pflegeheimes zulassen, dass dort anwesende Wahlberechtigte, die einen fiir den
Kreis oder die kreisfreie Stadt giiltigen Wahlschein besitzen, vor einem beweglichen

Wahlvorstand (§ 8) wahlen.

(2) Die Gemeindebehorde vereinbart mit der Leitung der Einrichtung die Zeit der
Stimmabgabe innerhalb der allgemeinen Wahlzeit. Die Leitung der Einrichtung stellt, so-
weit erforderlich, einen geeigneten Wahlraum bereit. Die Gemeindebehorde richtet ihn
her. Die Leitung der Einrichtung gibt den Wahlberechtigten Ort und Zeit der Stimmabgabe

bekannt.

(3) Der bewegliche Wahlvorstand begibt sich unter Mitnahme einer verschlossenen
Wahlurne und der erforderlichen Stimmzettel in das Krankenhaus oder in das Alten- oder
Pflegeheim, nimmt die Wahlscheine entgegen und verfahrt nach den §§ 52 und 49 Abs. 4
bis 8. Der Wahlvorsteher oder sein Stellvertreter weist Wahler, die sich bei der Stimmab-
gabe der Hilfe einer anderen Person bedienen wollen, darauf hin, dass sie auch ein von
ihnen bestimmtes Mitglied des Wahlvorstandes als Hilfsperson in Anspruch nehmen
konnen. Nach Schluss der Stimmabgabe sind die verschlossene Wahlurne und die Wahl-
scheine unverziiglich in den Wahlraum des Wahlbezirks zu bringen. Dort ist die Wahlurne
bis zum Schluss der allgemeinen Stimmabgabe unter Aufsicht des Wahlvorstandes ver-
schlossen zu verwahren. Danach wird ihr Inhalt mit dem Inhalt der allgemeinen Wahlurne
vermengt und zusammen mit den Stimmen des Wahlbezirks ausgezahlt. Der Vorgang ist

in der Wahlniederschrift zu vermerken.

(4) §54 Abs. 6 bis 8 gilt entsprechend. Im Ubrigen gelten die allgemeinen Bestimmun-

gen.
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§56

Stimmabgabe in Klostern

Die Gemeindebehorde soll bei entsprechendem Bediirfnis und soweit moglich im Be-
nehmen mit der Leitung eines Klosters die Stimmabgabe im Kloster entsprechend § 55

regeln.

§57

Stimmabgabe in sozialtherapeutischen Anstalten und Justizvollzugsanstalten

(1) In sozialtherapeutischen Anstalten und Justizvollzugsanstalten soll die Gemeinde-
behorde bei entsprechendem Bediirfnis und soweit moglich Gelegenheit geben, dass die
in der Anstalt anwesenden Wahlberechtigten, die einen fiir den Kreis oder die kreisfreie
Stadt giiltigen Wahlschein besitzen, in der Anstalt vor einem beweglichen Wahlvorstand

(§ 8) wahlen.

(2) Die Gemeindebehorde vereinbart mit der Leitung der Anstalt die Zeit der Stimmab-
gabe innerhalb der allgemeinen Wahlzeit. Die Anstaltsleitung stellt einen Wahlraum be-
reit. Die Gemeindebehdrde richtet ihn her. Die Anstaltsleitung gibt den Wahlberechtigten
Ort und Zeit der Stimmabgabe bekannt und sorgt dafiir, dass sie zur Stimmabgabe den

Wahlraum aufsuchen kdnnen.

(3) §55 Abs.3 und § 54 Abs. 6 bis 8 gelten entsprechend. Im Ubrigen gelten die all-

gemeinen Bestimmungen.

§58
(weggefallen)

§59
Briefwahl

(1) Wer durch Briefwahl wahlt, kennzeichnet personlich den Stimmzettel, legt ihn in

den amtlichen Stimmzettelumschlag und verschlief3t diesen, unterzeichnet die auf dem
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Wahlschein vorgedruckte Versicherung an Eides statt zur Briefwahl unter Angabe des
Tages, steckt den verschlossenen amtlichen Stimmzettelumschlag und den unterschrie-
benen Wahlschein in den amtlichen Wahlbriefumschlag, verschliefst den Wahlbriefum-
schlag und iibersendet den Wahlbrief durch ein Postunternehmen rechtzeitig an die nach
Absatz 2 zustdndige, auf dem Wahlbriefumschlag angegebene Stelle. Der Wahlbrief kann
bei dieser Stelle auch abgegeben werden. Nach Eingang des Wahlbriefes bei der zustan-

digen Stelle darf er nicht mehr zuriickgegeben werden.

(2) Die Wahlbriefe miissen bei dem Kreis- oder Stadtwahlleiter des Kreises oder der
kreisfreien Stadt, fiir den der Wahlschein giiltig ist, eingehen. Sind auf Grund einer An-
ordnung nach § 5 Abs. 2 des Europawahlgesetzes Briefwahlvorstande fiir einzelne oder
mehrere Gemeinden innerhalb eines Kreises gebildet, miissen die Wahlbriefe bei der

Gemeindebehdrde eingehen, die die Wahlscheine ausgestellt hat.

(3) Der Stimmzettel ist unbeobachtet zu kennzeichnen und in den Stimmzettelum-
schlag zu legen; § 49 Abs. 8 gilt entsprechend. Fiir die Stimmabgabe behinderter Wahler
gilt § 50 entsprechend. Hat der Wahler den Stimmzettel durch eine Hilfsperson kenn-
zeichnen lassen, so hat diese durch Unterschreiben der Versicherung an Eides statt zur
Briefwahl zu bestdtigen, dass sie den Stimmzettel gemaf dem erklarten Willen des Wah-

lers gekennzeichnet hat; die Hilfsperson muss das 16. Lebensjahr vollendet haben.

(4) In Krankenhdusern, Altenheimen, Altenwohnheimen, Pflegeheimen, Erholungshei-
men, sozialtherapeutischen Anstalten und Justizvollzugsanstalten sowie Gemein-
schaftsunterkiinften ist Vorsorge zu treffen, dass der Stimmzettel unbeobachtet gekenn-
zeichnet und in den Stimmzettelumschlag gelegt werden kann. Die Leitung der Einrich-
tung bestimmt einen geeigneten Raum, veranlasst dessen Ausstattung und gibt den
Wahlberechtigten bekannt, in welcher Zeit der Raum fiir die Ausiibung der Briefwahl zur

Verfligung steht. § 49 Abs. 8 gilt entsprechend.

(5) Die Gemeindebehdtrde weist die Leitungen der Einrichtungen in ihrem Gemeinde-

gebiet spatestens am 13. Tage vor der Wahl auf die Regelung des Absatzes 4 hin.
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Vierter Abschnitt

Ermittlung und Feststellung der Wahlergebnisse

§ 60

Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses im Wahlbezirk

Im Anschluss an die Wahlhandlung ermittelt der Wahlvorstand ohne Unterbrechung das
Wahlergebnis im Wahlbezirk. Er stellt fest

1. die Zahl der Wahlberechtigten,

2 die Zahl der Wahler,

3. die Zahlen der giiltigen und ungiiltigen Stimmen,

4

die Zahlen der fiir die einzelnen Wahlvorschlage abgegebenen giiltigen Stimmen.

§61
Zahlung der Wahler

Vor dem Offnen der Wahlurne werden alle nicht benutzten Stimmzettel vom Wabhltisch
entfernt. Sodann werden die Stimmzettel der Wahlurne entnommen, entfaltet und ge-
zahlt. Zugleich werden die Zahl der Stimmabgabevermerke im Wahlerverzeichnis und die
Zahl der eingenommenen Wahlscheine festgestellt. Ergibt sich dabei auch nach wieder-
holter Zdhlung keine Ubereinstimmung, so ist dies in der Wahlniederschrift zu vermerken

und, soweit moglich, zu erldutern.

§62

Zahlung der Stimmen

(1) Nachdem die Stimmzettel sowie die Stimmabgabevermerke und die Wahlscheine

gezadhlt worden sind, bilden mehrere Beisitzer unter Aufsicht des Wahlvorstehers folgen-

de Stimmzettelstapel, die sie unter Aufsicht behalten:

1. Nach Wahlvorschlagen getrennte Stapel mit den Stimmzetteln, auf denen die
Stimmen zweifelsfrei giiltig fiir die jeweiligen Wahlvorschldge abgegeben worden
sind,

2. einen Stapel mit den ungekennzeichneten Stimmzetteln.
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Stimmzettel, die Anlass zu Bedenken geben, werden ausgesondert und von einem vom

Wahlvorsteher hierzu bestimmten Beisitzer in Verwahrung genommen.

(2) Die Beisitzer, die die nach Wahlvorschldgen geordneten Stimmzettel (Absatz 1
Satz 1 Nr. 1) unter ihrer Aufsicht haben, {ibergeben die einzelnen Stapel nacheinander zu
einem Teil dem Wahlvorsteher, zum anderen Teil seinem Stellvertreter. Diese priifen, ob
die Kennzeichnung der Stimmzettel eines jeden Stapels gleichlautet und sagen zu jedem
Stapel laut an, fiir welchen Wahlvorschlag die Stimme abgegeben worden ist. Gibt ein
Stimmzettel dem Wahlvorsteher oder seinem Stellvertreter Anlass zu Bedenken, so fiigen

sie diesen den nach Absatz 1 Satz 2 ausgesonderten Stimmzetteln bei.

(3) Hierauf priift der Wahlvorsteher die ungekennzeichneten Stimmzettel (Absatz 1
Satz 1 Nr. 2), die ihm hierzu von dem Beisitzer, der sie in Verwahrung hat, {ibergeben

werden. Der Wahlvorsteher sagt jeweils an, dass die Stimme ungiiltig ist.

(4) Danach zdhlen je zwei vom Wahlvorsteher bestimmte Beisitzer nacheinander die
nach den Absdtzen 2 und 3 gepriiften Stimmzettelstapel unter gegenseitiger Kontrolle
durch und ermitteln die Zahl der fiir die einzelnen Wahlvorschldage abgegebenen giiltigen
Stimmen sowie die Zahl der ungiiltigen Stimmen. Die Zahlen werden als Zwischensum-

men in die Wahlniederschrift iibertragen.

(5)  Zum Schluss entscheidet der Wahlvorstand tber die Giltigkeit der Stimmen, die
auf den ausgesonderten Stimmzetteln abgegeben worden sind. Der Wahlvorsteher gibt
die Entscheidung miindlich bekannt und sagt bei den giiltigen Stimmen an, fiir welchen
Wahlvorschlag die Stimme abgegeben worden ist. Er vermerkt auf der Riickseite jedes
Stimmzettels, ob und fiir welchen Wahlvorschlag die Stimme fiir giiltig oder ob sie fiir
ungiiltig erklart worden ist und versieht die Stimmzettel mit fortlaufenden Nummern. Die
jeweiligen Stimmenzahlen werden als Zwischensummen in die Wahlniederschrift tiber-

tragen.

(6) Die nach den Absédtzen 4 und 5 ermittelten Zahlen der ungiiltigen und fiir die ein-
zelnen Wahlvorschldge abgegebenen Stimmen werden vom Schriftfiihrer in der Wahlnie-
derschrift zusammengezadhlt. Zwei vom Wahlvorsteher bestimmte Beisitzer liberpriifen
die Zusammenzadhlung. Beantragt ein Mitglied des Wahlvorstandes vor der Unterzeich-

nung der Wahlniederschrift eine erneute Zahlung der Stimmen, so ist diese nach den
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Absdtzen 1 bis 5 zu wiederholen. Die Griinde fiir die erneute Zahlung sind in der Wahl-

niederschrift zu vermerken.

(7) Die vom Wahlvorsteher bestimmten Beisitzer sammeln

1. die Stimmzettel getrennt nach den Wahlvorschldagen, denen die Stimme zugefallen
ist,

2. die ungekennzeichneten Stimmzettel,

3. die Stimmzettel, die Anlass zu Bedenken gegeben haben

je fiir sich und behalten sie unter Aufsicht.

§63

Bekanntgabe des Wahlergebnisses

Im Anschluss an die Feststellungen nach § 60 gibt der Wahlvorsteher das Wahlergebnis
im Wahlbezirk mit den in dieser Vorschrift bezeichneten Angaben miindlich bekannt. Es
darf vor Unterzeichnung der Wahlniederschrift (§ 65 Abs. 1 Satz 2) anderen als den in

§ 64 genannten Stellen durch die Mitglieder des Wahlvorstandes nicht mitgeteilt werden.

§ 64

Schnellmeldungen, vorldaufige Wahlergebnisse

(1) Sobald das Wahlergebnis im Wahlbezirk festgestellt ist, meldet es der Wahlvorste-
her dem Kreis- oder Stadtwahlleiter. Ist eine kreisangehorige Gemeinde in mehrere
Wahlbezirke eingeteilt, so meldet der Wahlvorsteher das Wahlergebnis seines Wahlbe-
zirks der Gemeindebehorde, die die Wahlergebnisse aller Wahlbezirke der Gemeinde

zusammenfasst und dem Kreiswahlleiter meldet.

(2) Die Meldung wird auf schnellstem Wege (z.B. telefonisch oder auf sonstigem elekt-
ronischen Wege) erstattet. Sie enthélt die Zahlen

1. derWahlberechtigten,

2 der Wahler,

3. dergiiltigen und ungiiltigen Stimmen,

4

der fiir jeden Wahlvorschlag abgegebenen giiltigen Stimmen.

(3) Der Kreiswahlleiter ermittelt nach den Schnellmeldungen das vorldufige Wahler-
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gebnis im Kreis. Der Stadtwahlleiter ermittelt nach den Schnellmeldungen das vorlaufige
Wahlergebnis in der kreisfreien Stadt. Die Kreis- und Stadtwahlleiter teilen unter Einbe-
ziehung der Ergebnisse der Briefwahl (§ 68 Abs. 4) die vorlaufigen Wahlergebnisse auf
schnellstem Wege dem Landeswahlleiter mit. Der Landeswahlleiter meldet dem Bundes-

wahlleiter die eingehenden Kreis- und Stadtergebnisse sofort und laufend weiter.

(4) Der Landeswahlleiter ermittelt nach den Schnellmeldungen der Kreis- und Stadt-
wahlleiter das vorldaufige zahlenmaflige Wahlergebnis im Land und meldet es auf

schnellstem Wege dem Bundeswabhlleiter.

(5) Der Bundeswabhlleiter ermittelt nach den Schnellmeldungen der Landeswahlleiter

entsprechend § 71 das vorlaufige Wahlergebnis im Wahlgebiet.

(6) Die Wahlleiter geben nach Durchfiihrung der ohne Vorliegen der Wahlniederschrif-
ten moglichen Uberpriifungen die vorldufigen Wahlergebnisse miindlich oder in geeigne-
ter anderer Form bekannt. Der Bundeswahlleiter gibt das vorlaufige Wahlergebnis im
Wahlgebiet frithestens dann bekannt, wenn die Stimmabgabe in allen Mitgliedstaaten

der Europdischen Union beendet ist.

(7) Die Schnellmeldungen der Wahlvorsteher, Gemeindebehdrden sowie Kreis- und
Stadtwahlleiter werden nach dem Muster der Anlage 24 erstattet. Der Landeswabhlleiter
kann Anordnungen zur Art und Weise der Ubermittlung treffen. Er kann auch anordnen,
dass die Wahlergebnisse der Wahlbezirke und der Gemeinden gleichzeitig dem Kreis-
oder Stadtwahlleiter und ihm mitzuteilen sind. Die mitgeteilten Ergebnisse darf der Lan-
deswahlleiter erst dann bei der Ermittlung des vorlaufigen Wahlergebnisses im Land be-
riicksichtigen, wenn die Mitteilung des Kreis- oder Stadtwahlleiters nach Absatz 3 Satz 3

vorliegt.

§ 65
Wahlniederschrift

(1) Uber die Wahlhandlung sowie die Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses
ist vom Schriftfiihrer eine Niederschrift nach dem Muster der Anlage 25 zu fertigen. Die
Niederschrift ist von den Mitgliedern des Wahlvorstandes zu genehmigen und zu unter-

zeichnen. Verweigert ein Mitglied des Wahlvorstandes die Unterschrift, so ist der Grund

64



EuwO

hierfiir in der Wahlniederschrift zu vermerken. Mit ihrer Unterschrift genehmigen die Mit-
glieder des Wahlvorstandes die Wahlniederschrift. Beschliisse nach § 49 Abs. 7, § 52
Satz 3 und § 62 Abs. 5 sowie Beschliisse {iber Anstande bei der Wahlhandlung oder bei
der Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses sind in der Wahlniederschrift zu
vermerken. Der Wahlniederschrift sind beizufiigen die Stimmzettel, iber die der Wahl-
vorstand nach § 62 Abs. 5 besonders beschlossen hat sowie die Wahlscheine, {iber die

der Wahlvorstand nach § 52 Satz 3 besonders beschlossen hat.

(2) Der Wahlvorsteher hat die Wahlniederschrift mit den Anlagen unverziiglich der Ge-

meindebehdorde, in kreisfreien Stadten dem Stadtwahlleiter zu tibergeben.

(3) Die Gemeindebehorde iibersendet dem Kreiswahlleiter die Wahlniederschriften
ihrer Wahlvorstande mit den Anlagen auf schnellstem Wege. Besteht die Gemeinde aus
mehreren Wahlbezirken, so fiigt sie eine Zusammenstellung der Wahlergebnisse der ein-

zelnen Wahlbezirke nach dem Muster der Anlage 26 bei.

(4) Wahlvorsteher, Gemeindebehdrden sowie Kreis- und Stadtwahlleiter haben sicher-
zustellen, dass die Wahlniederschriften mit den Anlagen Unbefugten nicht zugdnglich

sind.

§ 66

Ubergabe und Verwahrung der Wahlunterlagen

(1) Hat der Wahlvorstand seine Aufgabe erledigt, so verpackt der Wahlvorsteher je fiir

sich

1. die Stimmzettel, geordnet und gebiindelt nach den Stimmen fiir die einzelnen
Wahlvorschlage und nach ungekennzeichneten Stimmzetteln,

2.  (weggefallen)

3. die eingenommenen Wahlscheine,

soweit sie nicht der Wahlniederschrift beigefiigt sind, versiegelt die einzelnen Pakete,

versieht sie mit Inhaltsangabe und iibergibt sie der Gemeindebehérde. Bis zur Ubergabe

an die Gemeindebehdrde hat der Wahlvorsteher sicherzustellen, dass die unter Num-

mer 1 bis 3 aufgefiihrten Unterlagen Unbefugten nicht zugdnglich sind.
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(2) Die Gemeindebehdrde hat die Pakete zu verwahren, bis die Vernichtung der Wahl-
unterlagen zugelassen ist (§ 83). Sie hat sicherzustellen, dass die Pakete Unbefugten

nicht zugdnglich sind.

(3) Der Wahlvorsteher gibt der Gemeindebehdrde die ihm nach § 42 zur Verfligung ge-
stellten Unterlagen und Ausstattungsgegenstande sowie die eingenommenen Wahlbe-

nachrichtigungen zuriick.

(4) Die Gemeindebehorde hat die in Absatz 1 bezeichneten Unterlagen auf Anforde-
rung dem Kreis- oder Stadtwahlleiter vorzulegen. Werden nur Teile eines Pakets angefor-
dert, so bricht die Gemeindebehdrde das Paket in Gegenwart von zwei Zeugen auf, ent-
nimmt ihm den angeforderten Teil und versiegelt das Paket erneut. Uber den Vorgang ist

eine Niederschrift zu fertigen, die von allen Beteiligten zu unterzeichnen ist.

§ 67
Behandlung der Wahlbriefe,

Vorbereitung der Ermittlung und Feststellung des Briefwahlergebnisses

(1) Die fiir den Eingang der Wahlbriefe zustdandige Stelle (§ 59 Abs. 2) sammelt die
Wahlbriefe ungeoffnet und halt sie unter Verschluss. Sie vermerkt auf jedem am Wahlta-
ge nach Schluss der Wahlzeit eingegangenen Wahlbrief Tag und Uhrzeit des Eingangs,

auf den vom ndchsten Tag an eingehenden Wahlbriefen nur den Eingangstag.

(2) (weggefallen)

(3) Verspétet eingegangene Wahlbriefe werden von der zustandigen Stelle angenom-
men, mit den in Absatz 1 vorgeschriebenen Vermerken versehen und ungedffnet ver-
packt. Das Paket wird von ihr versiegelt, mit Inhaltsangabe versehen und verwahrt, bis
die Vernichtung der Wahlbriefe zugelassen ist (§ 83). Sie hat sicherzustellen, dass das

Paket Unbefugten nicht zuganglich ist.

(4) Die zustandige Stelle, in den Fallen der Bildung eines Briefwahlvorstandes fiir meh-
rere Gemeinden nach § 7 Nr. 3 die mit der Durchfiihrung der Briefwahl betraute Gemein-
debehorde,

verteilt die Wahlbriefe auf die einzelnen Briefwahlvorstande,
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tibergibt jedem Briefwahlvorstand das Verzeichnis iiber die fiir ungiiltig erklarten
Wahlscheine sowie die Nachtrdge dazu oder die Mitteilung, dass keine Wahlscheine
fur ungiltig erklart worden sind (§ 27 Abs. 9),

sorgt fiir die Bereitstellung und Ausstattung des Wahlraumes und

stellt dem Briefwahlvorstand etwa notwendige Hilfskrafte zur Verfiigung.

(5) st fiir mehrere Gemeinden ein Briefwahlvorstand gebildet, haben die Gemeindebe-
horden der mit der Durchfiihrung der Briefwahl betrauten Gemeindebehorde
alle bis zum Tage vor der Wahl bei ihnen eingegangenen Wahlbriefe bis 12.00 Uhr am
Wahltage zuzuleiten und
alle anderen noch vor Schluss der Wahlzeit bei ihnen eingegangenen Wahlbriefe auf

schnellstem Wege nach Schluss der Wahlzeit zuzuleiten.

§ 68
Zulassung der Wahlbriefe,

Ermittlung und Feststellung des Briefwahlergebnisses

(1) Ein vom Briefwahlvorsteher bestimmtes Mitglied des Briefwahlvorstandes offnet
die Wahlbriefe nacheinander und entnimmt ihnen den Wahlschein und den Stimmzettel-
umschlag. Ist der Wahlschein in einem Verzeichnis fiir ungiiltig erkldarte Wahlscheine
aufgefiihrt oder werden Bedenken gegen die Giiltigkeit des Wahlscheines erhoben, so
sind die betroffenen Wahlbriefe samt Inhalt unter Kontrolle des Briefwahlvorstehers aus-
zusondern und spater entsprechend Absatz 2 zu behandeln. Die aus den iibrigen Wahl-
briefen entnommenen Stimmzettelumschlage werden ungedffnet in die Wahlurne gewor-

fen; die Wahlscheine werden gesammelt.

(2) Werden gegen einen Wahlbrief Bedenken erhoben, so beschlief}t der Briefwahlvor-
stand {iber die Zulassung oder Zuriickweisung. Der Wahlbrief ist vom Briefwahlvorstand
zuriickzuweisen, wenn ein Tatbestand nach § 4 des Europawahlgesetzes in Verbindung
mit § 39 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 bis 8 des Bundeswahlgesetzes vorliegt. Die Zahl der bean-
standeten, der nach besonderer Beschlussfassung zugelassenen und die Zahl der zu-
riickgewiesenen Wahlbriefe sind in der Wahlniederschrift zu vermerken. Die zuriickge-
wiesenen Wahlbriefe sind samt Inhalt auszusondern, mit einem Vermerk iiber den Zu-

riickweisungsgrund zu versehen, wieder zu verschlie3en und fortlaufend zu nummerie-
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ren. Die Einsender zuriickgewiesener Wahlbriefe werden nicht als Wahler gezahlt; ihre
Stimmen gelten als nicht abgegeben (§ 4 des Europawahlgesetzes in Verbindung mit

§ 39 Abs. 4 Satz 2 des Bundeswahlgesetzes).

(3) Nachdem die Stimmzettelumschldage den Wahlbriefen entnommen und in die
Wahlurne geworfen worden sind, jedoch nicht vor Schluss der allgemeinen Wahlzeit, er-
mittelt und stellt der Briefwahlvorstand das Wahlergebnis mit den in § 60 unter den
Nummern 2 bis 4 bezeichneten Angaben fest. Die §§ 61 bis 63 gelten entsprechend mit
der Mafdgabe, dass die Stimmzettelumschlage zunadchst ungedffnet zu zdhlen sind und
leere Stimmzettelumschldge entsprechend § 62 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2, Abs. 3 und 7 Nr. 2
sowie Stimmzettelumschldge, die mehrere Stimmzettel enthalten oder Anlass zu Beden-
ken geben, entsprechend § 62 Abs. 1 Satz 2, Abs. 5 und 7 Nr. 3 zu behandeln sind.

(4) Sobald das Briefwahlergebnis festgestellt ist, meldet es der Briefwahlvorsteher auf
schnellstem Wege dem Kreis- oder Stadtwahlleiter. Sind auf Grund einer Anordnung nach
§ 5 Abs. 2 des Europawahlgesetzes Briefwahlvorstande fiir einzelne oder mehrere Ge-
meinden gebildet worden, meldet der Briefwahlvorsteher das Briefwahlergebnis der fiir
ihn zustandigen Gemeindebehorde, die es in die Schnellmeldung fiir den Bereich der
Gemeinde libernimmt. Die Schnellmeldungen werden nach dem Muster der Anlage 24

erstattet.

(5) Uber die Zulassung der Wahlbriefe sowie die Ermittlung und Feststellung des Brief-

wahlergebnisses ist vom Schriftfiihrer eine Niederschrift nach dem Muster der Anlage 27

zu fertigen. Dieser sind beizufiigen

1. die Stimmzettel und Stimmzettelumschladge, {iber die der Briefwahlvorstand ent-
sprechend § 62 Abs. 5 besonders beschlossen hat,

2. die Wahlbriefe, die der Briefwahlvorstand zuriickgewiesen hat,

3. die Wahlscheine, iiber die der Briefwahlvorstand beschlossen hat, ohne dass die

Wahlbriefe zuriickgewiesen wurden.

(6) Der Briefwahlvorsteher (ibergibt die Wahlniederschrift mit den Anlagen unverziig-
lich dem Kreis- oder Stadtwahlleiter. Sind Briefwahlvorstdnde fiir einzelne oder mehrere
Gemeinden innerhalb eines Kreises gebildet worden, ist die Wahlniederschrift mit den
Anlagen der Gemeindebehdrde oder der mit der Durchfiihrung der Briefwahl betrauten

Gemeindebehodrde zu iibergeben. Die zustandige Gemeindebehodrde {ibersendet dem
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Kreiswahlleiter die Wahlniederschriften der Briefwahlvorstinde mit den Anlagen und
fligt, soweit erforderlich, Zusammenstellungen der Briefwahlergebnisse nach dem Mus-

ter der Anlage 26 bei. § 65 Abs. 4 gilt entsprechend.

(7) Der Briefwahlvorsteher verpackt die Wahlunterlagen entsprechend § 66 Abs. 1 und
ibergibt sie dem Kreis- oder Stadtwahlleiter, der sie verwahrt, bis ihre Vernichtung zuge-
lassen ist (§ 83). Sind Briefwahlvorstande fiir einzelne oder mehrere Gemeinden inner-
halb eines Kreises gebildet worden, iibergibt der Briefwahlvorsteher die Unterlagen der
Stelle, die den Briefwahlvorstand einberufen hat. Diese verfahrt nach § 66 Abs. 2 bis 4.
§ 65 Abs. 4 gilt entsprechend.

(8 Im Ubrigen gelten fiir die Tatigkeit des Briefwahlvorstandes die fiir den Wahlvor-

stand geltenden Bestimmungen entsprechend.

(9) Das Wahlergebnis der Briefwahl wird vom Kreis- oder Stadtwahlleiter in die
Schnellmeldung nach § 64 Abs. 3 und in die Zusammenstellung des endgiiltigen Wahl-

ergebnisses des Kreises oder der kreisfreien Stadt nach § 69 iibernommen.

(10) Stellt der Bundeswahlleiter fest, dass im Wahlgebiet die regelmédBige Beférderung
von Wahlbriefen infolge von Naturkatastrophen oder @hnlichen Ereignissen héherer Ge-
walt gestort war, gelten die dadurch betroffenen Wahlbriefe, die nach Behebung des Er-
eignisses, spdtestens aber am 22 Tag nach der Wahl bei der zustandigen Stelle
(§ 59 Abs. 2) eingehen, als rechtzeitig eingegangen, wenn sie ohne die Stérung spates-
tens am Wahltag bis 18.00 Uhr eingegangen wadren. Dabei gelten im Wahlgebiet abge-
sandte Wahlbriefe mit einem Poststempel spdtestens vom zweiten Tag vor der Wahl als
rechtzeitig eingegangen. Die als rechtzeitig eingegangen geltenden Wahlbriefe sind auf
schnellstem Wege dem zustdndigen Briefwahlvorstand zur nachtrdaglichen Feststellung
des Briefwahlergebnisses zu iiberweisen, sofern der Kreis- oder Stadtwahlleiter feststellt,
dass die nach § 7 Nr. 1 erforderliche Zahl von Wahlbriefen erreicht ist. Wird diese Zahl fiir
einzelne Briefwahlvorstdnde unterschritten, bestimmt der Kreis- oder Stadtwahlleiter,
welchem Briefwahlvorstand des Kreises oder der kreisfreien Stadt die durch das Ereignis
betroffenen Wahlbriefe {iberwiesen werden. Wird die nach § 7 Nr. 1 erforderliche Zahl
von Wahlbriefen im Kreis oder in der kreisfreien Stadt unterschritten, bestimmt der Kreis-
oder Stadtwahlleiter, welcher Briefwahlvorstand iiber die Zulassung oder Zuriickweisung

der Wahlbriefe entscheidet und welcher Briefwahlvorstand des Kreises oder der kreis-

69



EuwO

freien Stadt iber die Giiltigkeit der abgegebenen Stimmen entscheidet und die nachtrag-
liche Feststellung des Briefwahlergebnisses trifft. Im Ubrigen kann der Landeswabhlleiter

Regelungen zur Anpassung an die besonderen Verhaltnisse im Einzelfall treffen.

§ 69

Ermittlung und Feststellung der Wahlergebnisse im Kreis oder in der kreisfreien Stadt

(1) Der Kreis- oder Stadtwabhlleiter priift die Wahlniederschriften der Wahlvorstande auf
Vollstandigkeit und Ordnungsmafigkeit. Er stellt nach den Wahlniederschriften das end-
giiltige Ergebnis der Wahl im Kreis oder in der kreisfreien Stadt nach Wahlvorschldagen
wahlbezirksweise und nach Briefwahlvorstanden geordnet nach dem Muster der Anla-
ge 26 zusammen. Dabei bildet der Kreiswahlleiter fiir die Gemeinden Zwischensummen,
soweit moglich auch fiir die Briefwahlergebnisse. Ergeben sich aus der Wahlniederschrift
oder aus sonstigen Griinden Bedenken gegen die Ordnungsmafigkeit des Wahlge-

schafts, so klart sie der Kreis- oder Stadtwahlleiter soweit wie moglich auf.

(2) Nach Berichterstattung durch den Kreis- oder Stadtwahlleiter ermittelt der Kreis-
oder Stadtwahlausschuss das Wahlergebnis im Kreis oder in der kreisfreien Stadt. Er
stellt fest

1. die Zahl der Wahlberechtigten,

2. die Zahl der Wahler,

3. die Zahlen der giiltigen und ungiiltigen Stimmen,

4.  die Zahlen derfiir die einzelnen Wahlvorschldge abgegebenen giiltigen Stimmen.
Der Kreis- oder Stadtwahlausschuss ist berechtigt, Feststellungen des Wahlvorstandes
zu berichtigen und dabei auch iiber die Giiltigkeit abgegebener Stimmen abweichend zu
beschlief3en. Ungeklarte Bedenken vermerkt er in der Niederschrift.

(3) Im Anschluss an die Feststellung gibt der Kreis- oder Stadtwahlleiter das Wahler-

gebnis mit den in Absatz 2 Satz 2 bezeichneten Angaben miindlich bekannt.

(4) Die Niederschrift tiber die Sitzung (§ 5 Abs. 7) ist nach dem Muster der Anlage 28
zu fertigen. Die Niederschrift und die ihr beigefiigte Zusammenstellung des Wahlergeb-
nisses nach dem Muster der Anlage 26 sind von allen Mitgliedern des Kreis- oder Stadt-
wahlausschusses, die an der Verhandlung teilgenommen haben, und von dem Schrift-

fuhrer zu unterzeichnen.
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(5) Der Kreis- oder Stadtwahlleiter tibersendet dem Landeswahlleiter und dem Bun-
deswahlleiter auf schnellstem Wege eine Ausfertigung der Niederschrift des Kreis- oder

Stadtwahlausschusses mit der dazugehdrigen Zusammenstellung.

§70

Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses im Land

(1) Der Landeswabhlleiter prift die Wahlniederschriften der Kreis- und Stadtwahlaus-
schiisse und stellt danach die endgiiltigen Wahlergebnisse in den einzelnen Kreisen und
kreisfreien Stddten des Landes (§ 69 Abs. 2) nach dem Muster der Anlage 26 zum Wabhl-

ergebnis des Landes zusammen.

(2) Nach Berichterstattung durch den Landeswahlleiter ermittelt der Landeswahlaus-
schuss das Wahlergebnis im Land. Er stellt fest

1. die Zahl der Wahlberechtigten,

2. die Zahl der Wahler,

3. die Zahlen der giiltigen und ungiiltigen Stimmen,

4.  die Zahlen der fiir die einzelnen Wahlvorschldage abgegebenen giiltigen Stimmen.
Der Landeswahlausschuss ist berechtigt, rechnerische Berichtigungen an den Feststel-

lungen der Wahlvorstdande sowie der Kreis- und Stadtwahlausschiisse vorzunehmen.

(3) Im Anschluss an die Feststellung gibt der Landeswahlleiter das Wahlergebnis mit

den in Absatz 2 Satz 2 bezeichneten Angaben miindlich bekannt.

(4) Die Niederschrift iber die Sitzung (§ 5 Abs. 7) ist nach dem Muster der Anlage 29
zu fertigen. § 69 Abs. 4 Satz 2 gilt entsprechend.

(5) Der Landeswahlleiter iibersendet dem Bundeswahlleiter eine Ausfertigung der Nie-
derschrift mit der Feststellung des Wahlergebnisses fiir das Land sowie eine Zusammen-
stellung der Wahlergebnisse in den einzelnen Kreisen und kreisfreien Stadten des Lan-
des (Absatz 1).
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§71
AbschlieBende Ermittlung und Feststellung des Ergebnisses der Wahl im Wahlgebiet

(1) Der Bundeswabhlleiter priift die Wahlniederschriften der Landeswahlausschiisse. Er

ermittelt nach den Niederschriften der Landeswahlausschiisse sowie der Kreis- und

Stadtwahlausschiisse

1. die Zahlen der auf die Wahlvorschlage jedes Wahlvorschlagsberechtigten entfalle-
nen giiltigen Stimmen nach dem Muster der Anlage 26,

2. die Gesamtzahl derim Wahlgebiet abgegebenen giiltigen Stimmen sowie

3. den Prozentsatz des Stimmenanteils der Wahlvorschldage der einzelnen Wahlvor-
schlagsberechtigten im Wahlgebiet an der Gesamtzahl der giiltigen Stimmen.

Er berechnet nach Mafigabe des § 2 Abs. 2 bis 7 des Europawahlgesetzes die Stimmen-

zahlen der Wahlvorschldge und verteilt die Sitze auf die einzelnen Wahlvorschldage. Ent-

sprechend errechnet er, wie sich die auf eine Listenverbindung entfallenden Sitze auf die

beteiligten Listen (§ 2 Abs.6 des Europawahlgesetzes) des betreffenden Wahlvor-

schlagsberechtigten verteilen.

(2) Nach Berichterstattung durch den Bundeswahlleiter ermittelt der Bundeswahlaus-

schuss das Gesamtergebnis der Wahl. Er stellt fiir das Wahlgebiet fest

1. die Zahl der Wahlberechtigten,

2 die Zahl der Wdhler,

3. die Zahlen der giiltigen und ungiiltigen Stimmen,

4 die Zahlen der auf die Wahlvorschlage der einzelnen Wahlvorschlagsberechtigten
entfallenen giiltigen Stimmen,

5. welche Wahlvorschldage nach § 2 Abs. 7 des Europawahlgesetzes
a) anderVerteilung der Sitze teilnehmen,
b)  beider Verteilung der Sitze unberiicksichtigt bleiben,

6. die Zahl der Sitze, die auf die einzelnen zu beriicksichtigenden Wahlvorschlage
entfallen,

7. die gewdhlten Bewerber mit dem Familiennamen, den Vornamen, dem Beruf oder
Stand, dem Geburtsjahr, dem Geburtsort und der Anschrift (Hauptwohnung).

Der Bundeswahlausschuss ist berechtigt, rechnerische Berichtigungen an den Feststel-

lungen der Landeswahlausschiisse vorzunehmen.
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(3) Im Anschluss an die Ermittlung und Feststellung gibt der Bundeswahlleiter das
Wahlergebnis mit den in Absatz 2 Satz 2 Nr. 1 bis 6 bezeichneten Angaben miindlich
bekannt. Gleichzeitig weist er darauf hin, dass er die Feststellung nach Absatz 2 Satz 2
Nr. 7 durch Aushang im Sitzungsraum bekannt gibt. Bei einem Nachweis nach § 37 Abs.
1 Satz 3 ist an Stelle der Anschrift (Hauptwohnung) die Erreichbarkeitsanschrift anzuge-

ben.

(4) Die Niederschrift tiber die Sitzung (§ 5 Abs. 7) ist nach dem Muster der Anlage 30
zu fertigen. § 69 Abs. 4 Satz 2 gilt entsprechend.

(5) Der Bundeswabhlleiter teilt den Landeswahlleitern mit, welche Bewerber gewahlt

sind.

§72

Bekanntmachung der endgiiltigen Wahlergebnisse

(1) Sobald die Feststellungen aller Wahlausschiisse abgeschlossen sind, machen

1. der Bundeswahlleiter das endgiiltige Wahlergebnis fiir das Wahlgebiet mit den in
§ 71 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 bis 6 bezeichneten Angaben und den Namen der
gewdhlten Bewerber,

2. der Landeswabhlleiter das endgiiltige Wahlergebnis fiir das Land mit den in § 70
Absatz 2 Satz 2 bezeichneten Angaben

offentlich bekannt.

(2) Ausfertigungen seiner Bekanntmachung (ibersendet der Bundeswahlleiter dem
Prasidenten des Deutschen Bundestages und den Landeswahlleitern. Der Landeswahllei-

ter ibersendet eine Ausfertigung seiner Bekanntmachung dem Bundeswabhlleiter.

§73

Benachrichtigung der gewdhlten Bewerber

(1) Der Bundeswahlleiter benachrichtigt die vom Bundeswahlausschuss fiir gewahlt
erklarten Bewerber nach der miindlichen Bekanntgabe des endgiiltigen Wahlergebnisses

und weist sie auf die Vorschriften der §§ 19 und 21 Abs. 1 des Europawahlgesetzes hin.
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Bei einer Wiederholungswahl (§ 4 des Europawahlgesetzes in Verbindung mit § 44 des
Bundeswahlgesetzes) benachrichtigt er die Gewdhlten mittels Zustellung (§ 80 Abs. 1)
und weist sie auf die Vorschriften des § 21 Abs. 2 und des § 4 des Europawahlgesetzes

in Verbindung mit § 44 Abs. 4 Satz 2 des Bundeswahlgesetzes hin.

(2) Der Bundeswahlleiter benachrichtigt den Prdsidenten des Deutschen Bundestages
sofort, wenn ein gewdhlter Bewerber die Wahl abgelehnt hat. Bei einer Wiederholungs-
wahl (§ 4 des Europawahlgesetzes in Verbindung mit § 44 des Bundeswahlgesetzes) teilt
er sofort nach Ablauf der Frist des § 4 des Europawahlgesetzes in Verbindung mit § 44
Abs. 4 Satz 2 des Bundeswahlgesetzes mit, an welchen Tagen die Annahmeerklarungen
der gewdhlten Bewerber eingegangen sind und welche Bewerber die Wahl abgelehnt ha-
ben. In den Fallen des § 21 Abs. 2 Satz 2 des Europawahlgesetzes teilt er mit, an wel-

chen Tagen die Benachrichtigungen zugestellt worden sind.

§74

Uberpriifung der Wahl durch die Landeswahlleiter und den Bundeswabhlleiter

(1) Die Landeswabhlleiter und der Bundeswabhlleiter priifen, ob die Wahl nach den Vor-
schriften des Europawahlgesetzes, dieser Verordnung und der Bundeswahlgerateverord-
nung in der jeweils geltenden Fassung durchgefiihrt worden ist. Nach dem Ergebnis ihrer
Prifung entscheiden sie, ob Einspruch gegen die Wahl einzulegen ist (§ 26 Abs. 1 des

Europawahlgesetzes in Verbindung mit § 2 Abs. 2 des Wahlpriifungsgesetzes).

(2) Auf Anforderung haben die Kreis- und Stadtwahlleiter dem Landeswahlleiter und
tiber diesen dem Bundeswahlleiter die bei ihnen und den Gemeinden vorhandenen
Wahlunterlagen zu ibersenden. Der Bundeswahlleiter kann verlangen, dass ihm die

Landeswahlleiter die bei ihnen vorhandenen Wahlunterlagen {ibersenden.
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Fiinfter Abschnitt

Nachwahl, Wiederholungswahl, Berufung von Listennachfolgern

§75
Nachwahl

(1) Sobald feststeht, dass die Wahl infolge hoherer Gewalt oder aus sonstigem Grunde
nicht durchgefiihrt werden kann, sagt der Kreis- oder Stadtwahlleiter die Wahl ab und
macht 6ffentlich bekannt, dass eine Nachwahl stattfinden wird. Er unterrichtet unverziig-

lich den Landeswahlleiter und dieser den Bundeswahlleiter.

(2) Bei der Nachwahl wird mit den fiir die Hauptwahl aufgestellten Wahlerverzeichnis-
sen, nach den fiir die Hauptwahl zugelassenen Wahlvorschldgen, in den fiir die Haupt-
wahl bestimmten Wahlbezirken und Wahlraumen sowie vor den fiir die Hauptwahl gebil-

deten Wahlvorstanden gewahlt.

(3) Bei der Nachwahl behalten die fiir die Hauptwahl erteilten Wahlscheine Giiltigkeit.
Neue Wahlscheine diirfen nur von den Gemeinden des Gebietes, in dem die Nachwahl

stattfindet, erteilt werden.

(4) Der Landeswahlleiter kann im Einzelfall Regelungen zur Anpassung an besondere

Verhiltnisse treffen.

(5) DerLandeswahlleiter macht den Tag der Nachwahl 6ffentlich bekannt.

§76

Wiederholungswahl

(1) Das Wabhlverfahren ist nur insoweit zu erneuern, als das nach der Entscheidung im

Wahlpriifungsverfahren erforderlich ist.

(2) Wird die Wahl nur in einzelnen Wahlbezirken wiederholt, so darf die Abgrenzung
dieser Wahlbezirke nicht gedandert werden. Auch sonst soll die Wahl méglichst in den-
selben Wahlbezirken wie bei der Hauptwahl wiederholt werden. Wahlvorstande kénnen

neu gebildet und Wahlrdume neu bestimmt werden.
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(3) Findet die Wiederholungswahl infolge von UnregelmaBigkeiten bei der Aufstellung
und Behandlung von Wahlerverzeichnissen statt, so ist in den betroffenen Wahlbezirken
das Verfahren der Aufstellung, Einsichtnahme, Berichtigung und des Abschlusses des
Wahlerverzeichnisses neu durchzufiihren, sofern sich aus der Wahlpriifungsentschei-

dung keine Einschrankungen ergeben.

(4) Wahler, die seit der Hauptwahl ihr Wahlrecht verloren haben, sind im Wahlerver-
zeichnis zu streichen. Wird die Wahl vor Ablauf von sechs Monaten nach der Hauptwahl
nur in einzelnen Wahlbezirken wiederholt, so kdnnen Wahlberechtigte, denen fiir die
Hauptwahl ein Wahlschein erteilt wurde, nur dann an der Wahl teilnehmen, wenn sie
ihren Wahlschein in den Wahlbezirken abgegeben haben, fiir die die Wahl wiederholt

wird.

(5) Wahlscheine diirfen nur von Gemeinden in dem Gebiet, in dem die Wiederholungs-
wahl stattfindet, erteilt werden. Wird die Wahl vor Ablauf von sechs Monaten nach der
Hauptwahl nur in einzelnen Wahlbezirken wiederholt, so erhalten Personen, die bei der
Hauptwahl in diesen Wahlbezirken mit Wahlschein gewahlt haben, auf Antrag ihren
Wahlschein mit Giiltigkeitsvermerk fiir die Wiederholungswahl zuriick, wenn sie inzwi-

schen aus dem Gebiet der Wiederholungswahl verzogen sind.

(6) Wahlvorschldage konnen nur gedandert werden, wenn sich dies aus der Wahlpri-

fungsentscheidung ergibt.

(7) Der Landeswabhlleiter kann im Rahmen der Wahlpriifungsentscheidung Regelungen

zur Anpassung des Wiederholungswahlverfahrens an besondere Verhaltnisse treffen.

§77

Berufung von Listennachfolgern

(1) Liegen die Voraussetzungen fiir eine Listennachfolge vor, so benachrichtigt der
Bundeswahlleiter den ndchsten Listenbewerber mittels Zustellung (§ 80 Abs. 1) und
weist ihn auf die Vorschrift des § 21 Abs. 2 des Europawahlgesetzes hin. Er fordert ihn
auf, ihm innerhalb einer Woche schriftlich zu erklaren, ob er die Nachfolge annimmt, und

an Eides statt zu versichern, dass er nicht aus der die Liste einreichenden Partei oder
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sonstigen politischen Vereinigung ausgeschieden oder Mitglied einer anderen Partei o-
der sonstigen politischen Vereinigung geworden ist. Fiir die Abnahme der Versicherung

an Eides statt gilt § 11 Abs. 2 Satz 2 und 3 des Europawahlgesetzes entsprechend.

(2) Der Bundeswabhlleiter stellt fest, wer als Listennachfolger in das Europdische Par-
lament eintritt, und teilt dem Prdasidenten des Deutschen Bundestages den Familienna-
men, die Vornamen, den Beruf oder Stand, das Geburtsjahr, den Geburtsort und die An-
schrift (Hauptwohnung) des Listennachfolgers sowie den Tag, an dem seine Aufnahme-
erkldrung eingegangen ist, sofort mit. Im Falle des § 21 Abs. 2 Satz 2 des Europawahlge-
setzes teilt der Bundeswahlleiter mit, an welchem Tage die Benachrichtigung zugestellt
worden ist und wann der Listennachfolger die Mitgliedschaft im Europdischen Parlament

erwirbt.

(3) Der Bundeswabhlleiter macht entsprechend § 72 Absatz 1 Nummer 1 6ffentlich be-
kannt, welcher Bewerber in das Europdische Parlament eingetreten ist und zu welchem
Zeitpunkt er die Mitgliedschaft im Europdischen Parlament erworben hat, und iibersen-
det eine Abschrift der Bekanntmachung an den Prdsidenten des Deutschen Bundesta-
ges. Der Prdasident des Deutschen Bundestages unterrichtet unverziiglich den Prasiden-

ten des Europdischen Parlaments iiber die Listennachfolge.

(4) Ein nicht gewdhlter Bewerber oder Ersatzbewerber verliert seine Anwartschaft als
Listennachfolger, wenn er dem Bundeswabhlleiter schriftlich seine Ablehnung erkladrt. Die

Ablehnung kann nicht widerrufen werden.

Sechster Abschnitt

Ubergangs- und Schlussbestimmungen

§78
(weggefallen)
§ 78a

Priifung der Wahlbarkeit deutscher Bewerber in anderen Mitgliedstaaten

(1) Wird dem Bundeswahlleiter von einem anderen Mitgliedstaat der Europdischen

Union mitgeteilt, dass sich ein deutscher Staatsangehoriger dort zur Wahl bewirbt, holt
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er unverziiglich ein Filhrungszeugnis {iber diesen nach § 31 Absatz 1 des Bundeszentral-
registergesetzes ein und leitet die Mitteilung des anderen Mitgliedstaates ebenfalls un-
verziiglich unter Hinweis auf die in Absatz 2 Satz 1 genannte Frist zur Priifung seiner
Wahlbarkeit an die zustandige Gemeindebehdrde weiter. Zustandig ist die Gemeindebe-
horde derjenigen Gemeinde, der die in der Mitteilung angegebene letzte Anschrift des
deutschen Staatsangehdrigen in Deutschland zuzuordnen ist. Die Gemeindebehorde
unterrichtet den Bundeswahlleiter innerhalb der Frist {iber das Ergebnis der Priifung und
teilt ihm gegebenenfalls das Gericht, das Datum und das Aktenzeichen der Entscheidung

mit, aus der sich ein Ausschluss von der Wahlbarkeit ergibt.

(2) DerBundeswahlleiter tibermittelt dem anderen Mitgliedstaat innerhalb von fiinf
Arbeitstagen nach Eingang der Mitteilung des Mitgliedstaates, wenn méglich, in kiirzerer
Frist die Information dariiber, ob der deutsche Staatsangehdrige in Deutschland von der
Wahlbarkeit ausgeschlossen ist, sowie im Falle eines bestehenden Ausschlusses von der
Wahlbarkeit die in Absatz 1 Satz 3 genannten Informationen. Er (ibermittelt dem Mit-
gliedstaat die Informationen nach Satz 1 unverziiglich, wenn sie ihm erst nach Ablauf der

in Satz 1 genannten Frist vorliegen.

§79

Offentliche Bekanntmachungen

(1) Die nach dem Europawahlgesetz und dieser Verordnung vorgeschriebenen &ffentli-
chen Bekanntmachungen erfolgen durch das Bundesministerium des Innern im Bun-
desanzeiger, den Bundeswahlleiter im Bundesanzeiger, die Landeswahlleiter im Staats-
anzeiger oder Ministerial- oder Amtsblatt der Landesregierung oder des Innenministeri-
ums, die Kreis- oder Stadtwahlleiter in den Amtsblattern oder Zeitungen, die allgemein
fiir Bekanntmachungen der Kreise oder kreisfreien Stadte bestimmt sind, die Gemeinde-

behdrden in ortstiblicher Weise.

(2) Fir die offentliche Bekanntmachung nach § 5 Abs. 3 geniigt Aushang am oder im
Eingang des Sitzungsgebdudes mit dem Hinweis, dass jedermann Zutritt zu der Sitzung
hat.

(3) Der Inhalt der nach dem Europawahlgesetz und dieser Verordnung vorgeschriebe-

nen offentlichen Bekanntmachungen kann zusatzlich im Internet veroffentlicht werden.
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Dabei sind die Unversehrtheit, Vollstandigkeit und Ursprungszuordnung der Veroffentli-
chung nach aktuellem Stand der Technik zu gewahrleisten. Statt einer Anschrift ist nur
der Wohnort anzugeben. Personenbezogene Daten in Internetverdffentlichungen von
offentlichen Bekanntmachungen nach § 37 sind spdtestens sechs Monate nach Be-
kanntgabe des endgiiltigen Wahlergebnisses, von offentlichen Bekanntmachungen nach
§ 72 Absatz 1 und § 77 Absatz 3 spatestens sechs Monate nach dem Ende der Wahlperi-

ode zu loschen.

§80

Zustellungen, Versicherungen an Eides statt

(1)  Fur Zustellungen gilt das Verwaltungszustellungsgesetz des Bundes in der jeweils

geltenden Fassung.

(2) Fur die nach § 17 Abs. 5, § 17a Abs. 3 und § 32 Abs. 3 Nr. 2 abzugebenden Versi-

cherungen an Eides statt ist die jeweilige Gemeindebehdrde zur Abnahme zustédndig.

§81

Beschaffung von Stimmzetteln und Vordrucken

(1) DerKreis- oder Stadtwabhlleiter beschafft

1. die Wahlscheinvordrucke (Anlage 8), soweit nicht die Gemeindebehdtrde diese im
Benehmen mit dem Kreis- oder Stadtwahlleiter beschafft,

2. die Stimmzettelumschlage fiir die Briefwahl (Anlage 9),

3. die Wahlbriefumschldge (Anlage 10), wenn nur an seinem Sitz das Briefwahlergeb-
nis festzustellen ist, und

4.  die Merkblatter fiir die Briefwahl (Anlage 11),

soweit nicht der Landeswahlleiter die Beschaffung tibernimmt.

(2) DerlLandeswahlleiter beschafft

1 (weggefallen)

2 (weggefallen)

3. die Vordrucke fiir die Einreichung einer Liste fiir ein Land (Anlage 12),

4 die Formblatter fiir die Unterstiitzungsunterschriften fiir Listen fiir ein Land (Anla-

ge 14),
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4a.

6a.

6b.

die Vordrucke fiir die Versicherung an Eides statt fiir Unionsbiirger zum Nachweis
der Wahlberechtigung fiir eine Unterstiitzungsunterschrift fiir Listen fiir ein Land
(Anlage 14A),

die Vordrucke fiir die Zustimmungserklarungen der vorgeschlagenen Bewerber mit
den Versicherungen an Eides statt zum Ausschluss der mehrfachen Wahlbewer-
bung (Anlage 15),

die Vordrucke fiir die Bescheinigung der Wahlbarkeit der vorgeschlagenen Bewer-
ber (Anlage 16),

die Vordrucke fiir die Bescheinigung der Innehabung einer Wohnung und des
Nichtausschlusses von der Wahlbarkeit fiir Unionsbiirger (Anlage 16A),

die Vordrucke fiir die Versicherungen an Eides statt gemaf § 11 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1c
des Europawahlgesetzes (Anlage 16B),

die Vordrucke fiir die Niederschrift iber die Aufstellung der Bewerber fiir die Liste
fiir ein Land (Anlage 17),

die Vordrucke fiir die Versicherung an Eides statt zur Bewerberaufstellung (Anla-
ge 19) und

die Stimmzettel (Anlage 22).

(2a) Der Landeswabhlleiter kann zur Kosteneinsparung den Druck oder den Versand der

Wahlbenachrichtigung oder beides nach § 18 Abs. 1 Satz 1 ganz oder teilweise lber-

nehmen. Die Gemeindebehorden ibermitteln dem Landeswahlleiter oder der von ihm

benannten Stelle rechtzeitig die hierfiir bendtigten Daten und Unterlagen.

€)
1.
2.

2a.

2b.

2c.

Der Bundeswahlleiter beschafft

(weggefallen)

die Antrdge und Merkblatter fiir die Ausiibung des Wahlrechts durch Wahlberechtig-
te nach § 6 Absatz 1 Nr. 2b und Abs. 2 des Europawahlgesetzes (Anlage 2),

die Antrdge und Merkblatter fiir die Ausiibung des Wahlrechts durch Wahlberechtig-
te nach § 6 Abs. 3 des Europawahlgesetzes (Anlage 2A),

die einheitlichen Formulare fiir den Informationsaustausch zwischen den Mitglied-
staaten (Anlage 2B),

die Antrage und Merkblatter fiir die Antrdge nach § 17b Abs. 2, nicht im Wahlerver-

zeichnis gefiihrt zu werden (Anlage 20),

80



4a.

6a.

6b.

6cC.

(4)

EuwO

die Vordrucke fiir die Einreichung einer gemeinsamen Liste fiir alle Lander (Anla-
ge 13),

die Formblatter fiir die Unterstiitzungsunterschriften fiir gemeinsame Listen fiir alle
Lander (Anlage 14),

die Vordrucke fiir die Versicherungen an Eides statt fiir Unionsbiirger zum Nachweis
der Wahlberechtigung fiir die Unterstiitzungsunterschriften fiir gemeinsame Listen
fur alle Lander (Anlage 14A),

die Vordrucke fiir die Zustimmungserklarungen der vorgeschlagenen Bewerber mit
den Versicherungen an Eides statt zum Ausschluss der mehrfachen Wahlbewer-
bung (Anlage 15),

die Vordrucke fiir die Bescheinigung der Wahlbarkeit der vorgeschlagenen Bewer-
ber (Anlage 16),

die Vordrucke fiir die Bescheinigung der Innehabung einer Wohnung und des
Nichtausschlusses von der Wahlbarkeit fiir Unionsbiirger (Anlage 16A),

die Vordrucke fiir die Versicherungen an Eides statt gemaf § 11 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1c
des Europawahlgesetzes (Anlage 16B),

(aufgehoben)

die Vordrucke fiir die Niederschrift iber die Aufstellung der Bewerber fiir die ge-
meinsame Liste fiir alle Lander (Anlage 18),

die Vordrucke fiir die Versicherung an Eides statt zur Bewerberaufstellung (Anla-
ge 19) und

die Vordrucke fiir eine Erkldarung iber den Ausschluss von der Verbindung von

Wabhlvorschldgen (Anlage 21).

Die Gemeindebehorde beschafft die fiir die Wahlbezirke und Gemeinden erforderli-

chen Vordrucke, soweit nicht der Bundes-, Landes-, Kreis- oder Stadtwahlleiter die Liefe-

rung ibernimmt.

(5)

Die Beschaffung der Vordrucke und Formblatter nach den Anlagen 2, 2A bis 2C, 5,

6A, 7, 8, 12 bis 16B, 17 bis 21, 23 bis 25 und 27 bis 30 kann auch durch elektronische

Bereitstellung erfolgen.
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§82

Sicherung der Wahlunterlagen

(1) Die Wahlerverzeichnisse, die Wahlscheinverzeichnisse, die Verzeichnisse nach
§ 27 Abs. 8 Satz 2 und § 28 Abs. 1, die Formblatter mit Unterstiitzungsunterschriften fiir
Wahlvorschldge sowie eingenommene Wahlbenachrichtigungen sind so zu verwahren,

dass sie gegen Einsichtnahme durch Unbefugte geschiitzt sind.

(2) Auskiinfte aus Wahlerverzeichnissen, Wahlscheinverzeichnissen und Verzeichnis-
sen nach § 27 Abs. 8 Satz 2 und § 28 Abs. 1 diirfen nur Behdrden, Gerichten und sonsti-
gen amtlichen Stellen des Wahlgebiets und nur dann erteilt werden, wenn sie fiir den
Empfanger im Zusammenhang mit der Wahl erforderlich sind. Ein solcher Anlass liegt
insbesondere bei Verdacht von Wahlstraftaten, bei Wahlpriifungsangelegenheiten und

bei wahlstatistischen Arbeiten vor.

(3) Mitglieder von Wahlorganen, Amtstrager und fiir den 6ffentlichen Dienst besonders
Verpflichtete diirfen Auskiinfte iber Unterstiitzungsunterschriften fiir Wahlvorschldage nur
Behorden, Gerichten und sonstigen amtlichen Stellen des Wahlgebiets und nur dann
erteilen, wenn die Auskunft zur Durchfiihrung der Wahl oder eines Wahlpriifungsverfah-

rens oder zur Aufklarung des Verdachts einer Wahlstraftat erforderlich ist.

§83

Vernichtung von Wahlunterlagen

(1) Die eingenommenen Wahlbenachrichtigungen sind unverziiglich zu vernichten.

(2) Wahlerverzeichnisse, Wahlscheinverzeichnisse, Verzeichnisse nach § 27 Abs. 8
Satz 2 und § 28 Abs. 1 sowie Formblatter mit Unterstiitzungsunterschriften fiir Wahlvor-
schldge sind nach Ablauf von sechs Monaten seit der Wahl zu vernichten, wenn nicht der
Bundeswahlleiter mit Riicksicht auf ein schwebendes Wahlpriifungsverfahren etwas An-
deres anordnet oder sie fiir die Strafverfolgungsbehdrde zur Ermittlung einer Wahlstraftat

von Bedeutung sein kdnnen.
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(3) Die librigen Wahlunterlagen kénnen 60 Tage vor der Wahl des neuen Europdischen
Parlaments vernichtet werden. Der Landeswabhlleiter kann zulassen, dass die Unterlagen
friiher vernichtet werden, soweit sie nicht fiir ein schwebendes Wahlpriifungsverfahren
oder fiir die Strafverfolgungsbehorde zur Ermittlung einer Wahlstraftat von Bedeutung

sein kdnnen.

§ 84
(weggefallen)

§ 85
Stadtstaatklausel

In den Landern Berlin, Bremen und Hamburg bestimmt der Senat, welche Stellen die Auf-
gaben wahrnehmen, die im Gesetz und in dieser Verordnung der Gemeindebehorde

tibertragen sind.

§ 86

Nachweis des Nichtausschlusses von der Wahlbarkeit

Zum Nachweis des Nichtausschlusses von der Wahlbarkeit haben nach § 6 Absatz 3 des
Europawahlgesetzes wahlberechtigte Unionsbiirger sowie Deutsche, die keine Wohnung
in der Bundesrepublik Deutschland innehaben und sich dort auch sonst nicht gewdhn-
lich aufhalten und sich in Deutschland zur Wahl bewerben wollen (§ 32 Absatz 6), ein
Fiihrungszeugnis gemaf § 30 Absatz 5 des Bundeszentralregistergesetzes zu beantra-
gen. Wird das Fiihrungszeugnis auf Antrag eines Unionsbiirgers ausgestellt, ist es unmit-
telbar an die zustdandige Gemeindebehdrde zu libersenden; erfolgt die Ausstellung des
Fiihrungszeugnisses auf Antrag eines Deutschen, ist das Fiihrungszeugnis unmittelbar an

das Bundesministerium des Innern zu iibersenden.

§ 87
Ubergangsregelung

(1) Antrdge von Unionsbirgern gemd § 17a, die zur Eintragung in das Wahlerver-
zeichnis gefiihrt haben, diirfen entgegen § 83 nicht vernichtet werden; sie sind geson-

dert aufzubewahren. Anhand dieser Antrage nimmt die Gemeindebehdérde unverziiglich
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fiir jeden betroffenen Unionsbiirger einen Eintrag nach § 2 Absatz 2 Nummer 1 Buchsta-
be b des Melderechtsrahmengesetzes vor. Danach ist mit den Antrdgen gemaf} § 83 zu
verfahren. Ist der Unionsbiirger aus der Wohnung in der Gemeinde, in der er in das Wah-
lerverzeichnis eingetragen wurde, ausgezogen, so unterrichtet die bisher zustandige und
jede wegen eines weiteren Umzugs zustdndige Meldebehorde die Meldebehdrde der
neuen Wohnung zum Zwecke der Vornahme eines Eintrages nach § 2 Abs. 2 Nr. 1 Buch-
stabe b des Melderechtsrahmengesetzes iiber die Eintragung in das Wahlerverzeichnis.
Satz 4 gilt entsprechend, wenn die bisherige alleinige Wohnung oder die bisherige

Hauptwohnung zur Nebenwohnung geworden ist.

(2) DerInformationsaustausch zwischen den Mitgliedstaaten nach § 17a Absatz 5 Satz

3 soll gemaf den Empfehlungen der Kommission der Europdischen Union erfolgen.

§88

(Inkrafttreten, AuBerkrafttreten)

84



	Europawahlordnung  (EuWO)
	Erster Abschnitt  Wahlorgane
	§ 1  Bundeswahlleiter
	§ 2  Landeswahlleiter
	§ 3  Kreis- und Stadtwahlleiter
	§ 4  Bildung der Wahlausschüsse
	§ 5  Tätigkeit der Wahlausschüsse
	§ 6  Wahlvorsteher und Wahlvorstand
	§ 7  Briefwahlvorsteher und Briefwahlvorstand
	§ 8  Beweglicher Wahlvorstand
	§ 9  Ehrenämter
	§ 10  Auslagenersatz für Inhaber von Wahlämtern, Erfrischungsgeld
	§ 11  Geldbußen

	Zweiter Abschnitt  Vorbereitung der Wahl
	Erster Unterabschnitt  Wahlbezirke
	§ 12  Allgemeine Wahlbezirke
	§ 13  Sonderwahlbezirke

	Zweiter Unterabschnitt  Wählerverzeichnis
	§ 14  Führung des Wählerverzeichnisses
	§ 15  Eintragung der wahlberechtigten Deutschen in das Wählerverzeichnis
	§ 16  Zuständigkeiten für die Eintragung von wahlberechtigten Deutschen  in das Wählerverzeichnis
	§ 17  Verfahren für die Eintragung von wahlberechtigten Deutschen  in das Wählerverzeichnis auf Antrag
	§ 17a  Eintragung der wahlberechtigten Unionsbürger,  Zuständigkeiten und Verfahren für die Eintragung in das Wählerverzeichnis
	§ 17b  Eintragung von wahlberechtigten Unionsbürgern in das Wählerverzeichnis  von Amts wegen
	§ 18  Benachrichtigung der Wahlberechtigten
	§ 19  Bekanntmachung über das Recht auf Einsicht in das  Wählerverzeichnis,  über die Erteilung von Wahlscheinen und über die Bedingungen und Einzelheiten  für die Ausübung des Wahlrechts von Unionsbürgern
	§ 20  Einsicht in das Wählerverzeichnis
	§ 21  Einspruch gegen das Wählerverzeichnis und Beschwerde
	§ 22  Berichtigung des Wählerverzeichnisses
	§ 23  Abschluss des Wählerverzeichnisses
	§ 24  Voraussetzungen für die Erteilung von Wahlscheinen
	§ 25  Zuständige Behörde, Form des Wahlscheines
	§ 26  Wahlscheinanträge
	§ 27  Erteilung von Wahlscheinen
	§ 28  Erteilung von Wahlscheinen an bestimmte Personengruppen
	§ 29  Vermerk im Wählerverzeichnis
	§ 30  Einspruch gegen die Versagung des Wahlscheines und Beschwerde

	Vierter Unterabschnitt  Wahlvorschläge, Stimmzettel
	§ 31  Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen
	§ 32  Inhalt und Form der Wahlvorschläge
	§ 33  Vorprüfung der Wahlvorschläge
	§ 34  Zulassung der Wahlvorschläge
	§ 35  Beschwerde gegen Entscheidungen des Bundeswahlausschusses
	§ 36  Ausschluss von der Verbindung von Wahlvorschlägen
	§ 37  Bekanntmachung der Wahlvorschläge
	§ 38  Stimmzettel, Umschläge für die Briefwahl

	Fünfter Unterabschnitt  Wahlräume, Wahlzeit
	§ 39  Wahlräume
	§ 40  Wahlzeit
	§ 41  Wahlbekanntmachung der Gemeindebehörde


	Dritter Abschnitt  Wahlhandlung
	Erster Unterabschnitt  Allgemeine Bestimmungen
	§ 42  Ausstattung des Wahlvorstandes
	§ 43  Wahlkabinen
	§ 44  Wahlurnen
	§ 45  Wahltisch
	§ 46  Eröffnung der Wahlhandlung
	§ 47  Öffentlichkeit
	§ 48  Ordnung im Wahlraum
	§ 49  Stimmabgabe
	§ 50  Stimmabgabe behinderter Wähler
	§ 51  (weggefallen)
	§ 52  Stimmabgabe von Inhabern eines Wahlscheines
	§ 53  Schluss der Wahlhandlung

	Zweiter Unterabschnitt  Besondere Regelungen
	§ 54  Wahl in Sonderwahlbezirken
	§ 55  Stimmabgabe in kleineren Krankenhäusern und kleineren Alten- oder Pflegeheimen
	§ 56  Stimmabgabe in Klöstern
	§ 57  Stimmabgabe in sozialtherapeutischen Anstalten und Justizvollzugsanstalten
	§ 58  (weggefallen)
	§ 59  Briefwahl


	Vierter Abschnitt  Ermittlung und Feststellung der Wahlergebnisse
	§ 60 Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses im Wahlbezirk
	§ 61  Zählung der Wähler
	§ 62  Zählung der Stimmen
	§ 63  Bekanntgabe des Wahlergebnisses
	§ 64  Schnellmeldungen, vorläufige Wahlergebnisse
	§ 65  Wahlniederschrift
	§ 66  Übergabe und Verwahrung der Wahlunterlagen
	§ 67  Behandlung der Wahlbriefe,  Vorbereitung der Ermittlung und Feststellung des Briefwahlergebnisses
	§ 68  Zulassung der Wahlbriefe,  Ermittlung und Feststellung des Briefwahlergebnisses
	§ 69  Ermittlung und Feststellung der Wahlergebnisse im Kreis oder in der kreisfreien Stadt
	§ 70  Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses im Land
	§ 71  Abschließende Ermittlung und Feststellung des Ergebnisses der Wahl im Wahlgebiet
	§ 72  Bekanntmachung der endgültigen Wahlergebnisse
	§ 73  Benachrichtigung der gewählten Bewerber
	§ 74  Überprüfung der Wahl durch die Landeswahlleiter und den Bundeswahlleiter

	Fünfter Abschnitt  Nachwahl, Wiederholungswahl, Berufung von Listennachfolgern
	§ 75  Nachwahl
	§ 76  Wiederholungswahl
	§ 77  Berufung von Listennachfolgern

	Sechster Abschnitt  Übergangs- und Schlussbestimmungen
	§ 78  (weggefallen)
	§ 78a Prüfung der Wählbarkeit deutscher Bewerber in anderen Mitgliedstaaten
	§ 79  Öffentliche Bekanntmachungen
	§ 80  Zustellungen, Versicherungen an Eides statt
	§ 81  Beschaffung von Stimmzetteln und Vordrucken
	§ 82  Sicherung der Wahlunterlagen
	§ 83  Vernichtung von Wahlunterlagen
	§ 84  (weggefallen)
	§ 85  Stadtstaatklausel
	§ 86  Nachweis des Nichtausschlusses von der Wählbarkeit
	§ 87  Übergangsregelung
	§ 88  (Inkrafttreten, Außerkrafttreten)



<<

  /ASCII85EncodePages false

  /AllowTransparency false

  /AutoPositionEPSFiles true

  /AutoRotatePages /None

  /Binding /Left

  /CalGrayProfile (Dot Gain 20%)

  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)

  /CalCMYKProfile (U.S. Web Coated \050SWOP\051 v2)

  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)

  /CannotEmbedFontPolicy /Error

  /CompatibilityLevel 1.4

  /CompressObjects /Tags

  /CompressPages true

  /ConvertImagesToIndexed true

  /PassThroughJPEGImages true

  /CreateJobTicket false

  /DefaultRenderingIntent /Default

  /DetectBlends true

  /DetectCurves 0.0000

  /ColorConversionStrategy /CMYK

  /DoThumbnails false

  /EmbedAllFonts true

  /EmbedOpenType false

  /ParseICCProfilesInComments true

  /EmbedJobOptions true

  /DSCReportingLevel 0

  /EmitDSCWarnings false

  /EndPage -1

  /ImageMemory 1048576

  /LockDistillerParams false

  /MaxSubsetPct 100

  /Optimize true

  /OPM 1

  /ParseDSCComments true

  /ParseDSCCommentsForDocInfo true

  /PreserveCopyPage true

  /PreserveDICMYKValues true

  /PreserveEPSInfo true

  /PreserveFlatness true

  /PreserveHalftoneInfo false

  /PreserveOPIComments true

  /PreserveOverprintSettings true

  /StartPage 1

  /SubsetFonts true

  /TransferFunctionInfo /Apply

  /UCRandBGInfo /Preserve

  /UsePrologue false

  /ColorSettingsFile ()

  /AlwaysEmbed [ true

  ]

  /NeverEmbed [ true

  ]

  /AntiAliasColorImages false

  /CropColorImages true

  /ColorImageMinResolution 300

  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK

  /DownsampleColorImages true

  /ColorImageDownsampleType /Bicubic

  /ColorImageResolution 300

  /ColorImageDepth -1

  /ColorImageMinDownsampleDepth 1

  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000

  /EncodeColorImages true

  /ColorImageFilter /DCTEncode

  /AutoFilterColorImages true

  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG

  /ColorACSImageDict <<

    /QFactor 0.15

    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]

  >>

  /ColorImageDict <<

    /QFactor 0.15

    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]

  >>

  /JPEG2000ColorACSImageDict <<

    /TileWidth 256

    /TileHeight 256

    /Quality 30

  >>

  /JPEG2000ColorImageDict <<

    /TileWidth 256

    /TileHeight 256

    /Quality 30

  >>

  /AntiAliasGrayImages false

  /CropGrayImages true

  /GrayImageMinResolution 300

  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK

  /DownsampleGrayImages true

  /GrayImageDownsampleType /Bicubic

  /GrayImageResolution 300

  /GrayImageDepth -1

  /GrayImageMinDownsampleDepth 2

  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000

  /EncodeGrayImages true

  /GrayImageFilter /DCTEncode

  /AutoFilterGrayImages true

  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG

  /GrayACSImageDict <<

    /QFactor 0.15

    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]

  >>

  /GrayImageDict <<

    /QFactor 0.15

    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]

  >>

  /JPEG2000GrayACSImageDict <<

    /TileWidth 256

    /TileHeight 256

    /Quality 30

  >>

  /JPEG2000GrayImageDict <<

    /TileWidth 256

    /TileHeight 256

    /Quality 30

  >>

  /AntiAliasMonoImages false

  /CropMonoImages true

  /MonoImageMinResolution 1200

  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK

  /DownsampleMonoImages true

  /MonoImageDownsampleType /Bicubic

  /MonoImageResolution 1200

  /MonoImageDepth -1

  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000

  /EncodeMonoImages true

  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode

  /MonoImageDict <<

    /K -1

  >>

  /AllowPSXObjects false

  /CheckCompliance [

    /None

  ]

  /PDFX1aCheck false

  /PDFX3Check false

  /PDFXCompliantPDFOnly false

  /PDFXNoTrimBoxError true

  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [

    0.00000

    0.00000

    0.00000

    0.00000

  ]

  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true

  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [

    0.00000

    0.00000

    0.00000

    0.00000

  ]

  /PDFXOutputIntentProfile ()

  /PDFXOutputConditionIdentifier ()

  /PDFXOutputCondition ()

  /PDFXRegistryName ()

  /PDFXTrapped /False



  /CreateJDFFile false

  /Description <<



    /BGR <>

    /CHS <FEFF4f7f75288fd94e9b8bbe5b9a521b5efa7684002000410064006f006200650020005000440046002065876863900275284e8e9ad88d2891cf76845370524d53705237300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c676562535f00521b5efa768400200050004400460020658768633002>

    /CHT <FEFF4f7f752890194e9b8a2d7f6e5efa7acb7684002000410064006f006200650020005000440046002065874ef69069752865bc9ad854c18cea76845370524d5370523786557406300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c4f86958b555f5df25efa7acb76840020005000440046002065874ef63002>

    /CZE <>

    /DAN <>

    /DEU <>

    /ESP <>

    /ETI <>

    /FRA <>

    /GRE <>



    /HRV (Za stvaranje Adobe PDF dokumenata najpogodnijih za visokokvalitetni ispis prije tiskanja koristite ove postavke.  Stvoreni PDF dokumenti mogu se otvoriti Acrobat i Adobe Reader 5.0 i kasnijim verzijama.)

    /HUN <>

    /ITA <>

    /JPN <FEFF9ad854c18cea306a30d730ea30d730ec30b951fa529b7528002000410064006f0062006500200050004400460020658766f8306e4f5c6210306b4f7f75283057307e305930023053306e8a2d5b9a30674f5c62103055308c305f0020005000440046002030d530a130a430eb306f3001004100630072006f0062006100740020304a30883073002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee5964d3067958b304f30533068304c3067304d307e305930023053306e8a2d5b9a306b306f30d530a930f330c8306e57cb30818fbc307f304c5fc59808306730593002>

    /KOR <FEFFc7740020c124c815c7440020c0acc6a9d558c5ec0020ace0d488c9c80020c2dcd5d80020c778c1c4c5d00020ac00c7a50020c801d569d55c002000410064006f0062006500200050004400460020bb38c11cb97c0020c791c131d569b2c8b2e4002e0020c774b807ac8c0020c791c131b41c00200050004400460020bb38c11cb2940020004100630072006f0062006100740020bc0f002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e00300020c774c0c1c5d0c11c0020c5f40020c2180020c788c2b5b2c8b2e4002e>

    /LTH <>

    /LVI <>

    /NLD (Gebruik deze instellingen om Adobe PDF-documenten te maken die zijn geoptimaliseerd voor prepress-afdrukken van hoge kwaliteit. De gemaakte PDF-documenten kunnen worden geopend met Acrobat en Adobe Reader 5.0 en hoger.)

    /NOR <>

    /POL <>

    /PTB <>

    /RUM <>

    /RUS <>

    /SKY <>

    /SLV <>

    /SUO <>

    /SVE <>

    /TUR <>

    /UKR <>

    /ENU (Use these settings to create Adobe PDF documents best suited for high-quality prepress printing.  Created PDF documents can be opened with Acrobat and Adobe Reader 5.0 and later.)

  >>

  /Namespace [

    (Adobe)

    (Common)

    (1.0)

  ]

  /OtherNamespaces [

    <<

      /AsReaderSpreads false

      /CropImagesToFrames true

      /ErrorControl /WarnAndContinue

      /FlattenerIgnoreSpreadOverrides false

      /IncludeGuidesGrids false

      /IncludeNonPrinting false

      /IncludeSlug false

      /Namespace [

        (Adobe)

        (InDesign)

        (4.0)

      ]

      /OmitPlacedBitmaps false

      /OmitPlacedEPS false

      /OmitPlacedPDF false

      /SimulateOverprint /Legacy

    >>

    <<

      /AddBleedMarks false

      /AddColorBars false

      /AddCropMarks false

      /AddPageInfo false

      /AddRegMarks false

      /ConvertColors /ConvertToCMYK

      /DestinationProfileName ()

      /DestinationProfileSelector /DocumentCMYK

      /Downsample16BitImages true

      /FlattenerPreset <<

        /PresetSelector /MediumResolution

      >>

      /FormElements false

      /GenerateStructure false

      /IncludeBookmarks false

      /IncludeHyperlinks false

      /IncludeInteractive false

      /IncludeLayers false

      /IncludeProfiles false

      /MultimediaHandling /UseObjectSettings

      /Namespace [

        (Adobe)

        (CreativeSuite)

        (2.0)

      ]

      /PDFXOutputIntentProfileSelector /DocumentCMYK

      /PreserveEditing true

      /UntaggedCMYKHandling /LeaveUntagged

      /UntaggedRGBHandling /UseDocumentProfile

      /UseDocumentBleed false

    >>

  ]

>> setdistillerparams

<<

  /HWResolution [2400 2400]

  /PageSize [612.000 792.000]

>> setpagedevice



